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EDITORIAL
Die Diabolisierung Wiens, die der ÖVP-Generalsekretär im 

Rang eines Innenministers aktuell betreibt, ist weder ein kurz-
fristiger Wahlkampfgag, noch ein Fehlschlag der – tatsächlich 
nicht unfehlbaren – ÖVP-PR-Maschinerie. Nehammers Anpat-
zereien sind nur scheinbar offenkundig skurill genug, um kei-
ne Wirkung zu erzielen. Wer hat sich an der Faktenfreiheit 
der „Schließung der Balkanroute“ gestört? Wann auch immer 
nun ein neuerlicher Anstieg der COVID-Infektionszahlen erfol-
gen sollte, was auch immer die tatsächliche Ursache sein mag 

- der Claim der ÖVP und des sie unterstützenden Boulevards ist 
abgesteckt: Schuld ist der Sündenpfuhl Wien, eine Stadt, in 
der renitente Asylwerber ohne Deutschkenntnisse den gesun-
den Volkskörper infizieren und überforderte, komplizenhaft 
agierende Gemeindebehörden zuschauen. Nein, hier geht es 
nicht um ein, zwei Prozentpunkte, die man mit einer Wahl-
kampfaktion zu verschieben versucht. Was die ÖVP hier liefert, 
ist die neue Balkanroute, die von dem von ihr verursachten 
ökonomischen Desaster ablenken soll. Was die ÖVP hier star-
tet, ist ihre Offensive mit der sie die realpolitisch wichtigste 
sozialdemokratische Hochburg zu Fall bringen möchte. Die 
Nehammer-Show mag lächerlich und über-inszeniert wirken. 
Sie ist das Samenkorn für eine Kampagne,  in der kein Un-
tergriff zu schäbig, kein Vorwurf zu konstruiert sein wird und 
die der SPÖ viel Kampfkraft und klar kommunizierbare Alter-
nativen abverlangen wird. Auch den Grünen sollte dabei klar 
werden: Zwischen rassistisch konnotierten Hetz-Kampagnen 
und dem Kampf für demokratisch-soziale Urbanität gibt es 
keine Äquidistanz. 

Am Beginn dieser Ausgabe steht ein Beitrag des langjäh-
rigen sozialdemokratischen Wehr- und Milizexperten Fried-
rich Klocker, der die Mobilisierung der Miliz zum Anlass 
nimmt, auf den demokratiepolitisch heiklen Graube-
reich bei den rechtlichen Grundlagen für den Heeres-Ein-
satz im Inneren hinzuweisen. 

Den Schwerpunkt dieser Ausgabe bildet aber die wirt-
schafts- und sozialpolitische Auseinandersetzung mit der 
Corona-Krise:

Karl Czasny unternimmt in seinem Beitrag, die theo-
retische Fundierung der neoliberalen, keynesianischen 
und marxistischen Krisenanalyse und deren realpolitische 
Ableitungen zu skizzieren. Er zeigt unterschiedliche Facetten 
innerhalb dieser Lager auf und arbeitet eindrucksvoll heraus, 
warum die Frage der Vergesellschaftung wesentlicher Wirt-
schaftsteile keine „ideologische“, sondern eine für die Ver-
wirklichung sozial-ökologischer Transformation not-
wendige Maßnahme ist. 

Wolfgang Edelmüller unterzieht die wirtschaftspoli-
tischen Notfall-Maßnahmen der türkis-grünen Bundesre-
gierung einer heftigen Kritik und zeigt auf, wie ein rasch 
wirksam werdendes alternatives Modell zur Wirtschafts-
stimulierung zu konstruieren gewesen wäre und funktionie-
ren hätte können. 

Barbara Blaha argumentiert, warum ein auf sechs Pfei-
lern aufbauendes „Corona-Ausgleichsgeld“ ein unverzüglich 
umsetzbares Projekt gegen die Existenzgefährdung Hundert-
tausender ist, die von der Corona-Krise betroffen sind. 

Paul Stich stellt mit einem Co-Autor die Eckpfeiler des 
kürzlich veröffentlichten Programms der Sozialistischen Ju-
gend „Aufbruch aus der Krise“ vor, mit dem er neben der 
Arbeitszeitverkürzung auch für einen Beteiligungs-Fonds 
für einen ersten Schritt zur Vergesellschaftung von Produkti-
onsmitteln wirbt.

Zum Abschluss des Heftes nimmt Gerhard Schmid das 
75-jährige Jubiläum der Wiedergründung der SPÖ zum 
Anlass, einen Blick zurück auf die Erfolge der Sozialdemokra-
tie zu werfen. 

Wir wünschen gute Unterhaltung beim Lesen und 
Schauen! 

LUDWIG DVOŘÁK

Gf. Chefredakteur
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Den Einberufung von 2.300 Milizsoldaten nimmt der sozialdemokratische Wehrexperte FRIEDRICH KLOCKER zum An-
lass, die demokratiepolitisch dringend notwendige Regelung rechtlicher Graubereiche beim Einsatz des Bundesheeres im 
Inneren einzufordern.

Der Einsatz des öster-
reichischen Bundesheeres 
nach innen

rstmals in der 2. Republik wurden Milizsoldaten 
für einen Einsatz eingezogen – und zwar für einen 
Einsatz nach innen. Die mediale und öffentliche 
Wahrnehmung und Debatte über diese Entschei-

dung hielt sich – erstaunlicher Weise – in engen Grenzen, 
gerade auch bei den betroffenen Milizsoldaten, für allem bei  
jenen, die sich gegen die Einberufung nicht wehren konnten. 
Der Einsatz des Bundesheeres in Friedenszeiten nach innen 
stellt im Sinne der einschlägigen Bestimmungen, die für die 
militärische Landesverteidigung gelten – abgesehen von den 
Hilfeleistungen bei Elementarereignissen und Unglücksfällen 
außergewöhnlichen Umfanges (Art. 79 B-Vg) -  wohl eine 
Besonderheit dar. COVID-19 macht möglich, dass – was nicht 
einmal beim Einsatz des Bundesheeres in der sogenannten 

„Tschechien Krise“ 1968 im Gefolge des „Prager Frühlings“ 
der Fall war – das Bundesheer für Aufgaben nach innen an-
gefordert und die Einberufung von 3.000 Milizsoldaten ver-
fügt wurde. Anzumerken ist, dass den Einsatz von bis zu 5.000 
Wehrpflichtigen im Sinne des § 2 Abs. 1  lit. a-c Wehrgesetz 
der Bundesminister für Landesverteidigung bestimmt!

Der staats- und demokratiepolitisch sensibelste Einsatz 
des Bundesheeres ist zweifellos jener nach innen. Er ist, was 
zu beachten ist, in gewisser Weise historisch belastet, steht er 
doch letztlich inhaltlich in einem Kontext mit dem Justizpa-

lastbrand am 15. Juli 1927. Aufgrund der Tatsache, dass 1927 
eine rechtliche Grundlage für den Einsatz des Bundesheeres 
nach innen fehlte – bekanntlich hat der damalige Polizeiprä-
sident und spätere Bundeskanzler Johann Schober vergeblich 
versucht, den Einsatz des Bundesheeres gegen die Demonst-
ranten zu erwirken – wurden für entsprechende verfassungs-
mäßige Festlegungen im Rahmen der Verfassungsreform 1929 
von Seiten der „Christlichsozialen“ politische Angebote an 
die Sozialdemokraten herangetragen. Diese Angebote stellten 
durchaus eine Art  von Tauschhandel dar - manche sprechen 
in diesem Zusammenhang sogar von politischer Erpressung, 
weil  die „Christlichsozialen“ die Drohung in den Raum 
stellten, den Finanzausgleich zu Ungunsten der Stadt Wien 
zu gestalten – indem man ein neues, verbessertes Wahlrecht, 
wie es die Sozialdemokraten seit langem forderten, gegen eine 
Gesetzesbestimmung, die das Einschreiten der militärischen 
Macht nach innen  ermöglicht, abzutauschen trachtete, um 
damit das aus Sicht der „Christlichsozialen“ bestehende recht-
liche Defizit  zu beseitigen. 

Nach heftigen innerparteilichen Debatten stimmten 
schließlich die Sozialdemokraten diesem „Angebot“ zu, so-
dass mit der (großen) Verfassungsreform 1929 der Artikel 79 
Bundesverfassung (B-Vg) geschaffen wurde, der den Einsatz 
des Bundesheeres nach Innen rechtlich determinierte. Und 

mehr noch: diese Verfassungsbestimmung erlaubt sogar das 
selbstständige militärische Einschreiten „zum Schutz der ver-
fassungsmäßigen Einrichtungen und ihrer Handlungsfähigkeit 
und der demokratischen Freiheiten der Einwohner sowie zur 
Aufrechterhaltung der Ordnung und Sicherheit im Inneren 
überhaupt“. 

Die Intention, die mit einer Gesetzesbestimmung ver-
bunden wird, kann sehr oft nicht von den Intentionen des 
Autors oder der politischen Gruppierung, die als Initiator ei-
ner Gesetzesbestimmung auftritt, getrennt gesehen und ver-
standen werden – auch nicht im konkreten Zusammenhang. 
Diese Verfassungsbestimmung stammt aus der Feder des 
Christdemokraten und Sektionschef Dr. Robert Hecht (Vgl. 
Peter Huemer, Sektionschef Robert Hecht), der im Jahr 1933 
der Regierung Dollfuß die Rechtsgrundlage nicht nur für 
die Legitimierung der sogenannten „Selbstausschaltung“ des 
österreichischen Parlaments in Form des Kriegswirtschaftli-
chen Ermächtigungsgesetzes, sondern auch für weitere ein-
schneidende Maßnahmen (z. B. das Verbot der Abhaltung 
von Landtags- und Gemeinderatswahlen, Verbot der Sozial-
demokratischen Partei u.v.m.)  lieferte, wozu auch die weit-
gehende Ausschaltung des Verfassungsgerichtshofes gehörte. 
Es scheint daher durchaus zulässig, diese Verfassungsbestim-
mung im historisch-politischen Umfeld ihres Entstehens zu 
betrachten und die daraus notwendigen Schlussfolgerungen 
zu ziehen, wenn es um den Einsatz des Bundesheeres nach 
innen geht. 

Die „Hecht´schen Verfassungsbestimmungen“ sind nach 
wie vor Teil unserer Bundesverfassung und finden sich auch 
im Wehrgesetzt wieder, sie sind folglich nach wie vor die 
rechtliche Grundlage für den Einsatz des Bundesheeres nach 
innen, auch, wenn beispielsweise Assistenzeinsätze in die-
sem Zusammenhang die Inanspruchnahme des Bundesheeres 
durch die gesetzmäßige zivile Gewalt bedingen.  Allerdings 
gibt es hier einen durchaus problematischen Ermessenspiel-
raum, der einer intensiven Diskussion bedürfte, indem für As-
sistenzleistungen, die den Einsatz von weniger als 100 Sol-
daten umfassen, alle Behörden und Organe des Bundes, der 
Länder und der Gemeinden berechtigt sind. Im Extremfall  
wäre, da es sich weitgehend um unbestimmte Gesetzesbestim-
mungen handelt, sogar möglich, dass ein militärischer Kom-
mandant unter Verweis auf eine (angeblich) substanzielle De-
mokratiegefährdung, den Einsatz von bis zu 100 Soldaten zur 
Abwehr eines nicht wieder  gutzumachenden Schadens für 
die Allgemeinheit verfügen könnte.

Es steht außer Zweifel, dass „Inlandseinsätze“ des Bundes-
heeres durchaus sinnvoll und nützlich sein können. Die vie-
len Assistenzleistungen im Katastrophenfall mögen als Beleg 
dafür stehen. Allerdings wäre dringend geboten, diese Einsät-
ze legistisch klar und unmissverständlich zu regeln.  Was kon-
kret sind Maßnahmen „zur Aufrechterhaltung der Ordnung 
und Sicherheit im Inneren überhaupt“ (siehe § 2 Abs. 1 lit. b 
Wehrgesetz) – gehört dazu etwa der Einsatz gegen Demons-
tranten, wie ihn beispielsweise der ehemalige Landeshaupt-
mann von Niederösterreich, Dr.  Siegfried Ludwig,  gegen 
die Donau-Au- Besetzer im Dezember 1984 forderte? Der 
Einsatz kam nie zustande, weil Bundeskanzler Dr. Fred Sino-
watz eine „Nachdenkpause“ verordnete, um diesen Konflikt 
nicht weiter eskalieren zu lassen. 

Wie gesagt: eine klare gesetzliche Regelung dieses wich-
tigen und sensiblen Themas wäre durchaus angebracht, in-
dem man die Zuständigkeiten, die Abläufe, den zeitlichen 
und personellen Umfang und die Unterstellung des Militärs 
unter zivile Einrichtungen und Behörden (z.B. Polizei)  ein-
deutig definiert und regelt. Bislang sind Ansätze für eine im 
demokratiepolitischen Sinne zufriedenstellende Lösung des 
beschriebenen Defizits nicht zu erkennen. Gerade die ak-
tuelle Situation zeigt aber – ungeachtet der durchaus positi-
ven Reaktionen von Öffentlichkeit und Medien zum Einsatz 
des Bundesheeres zur Bewältigen der Covid-19-Krise – dass 
eine sachliche, politische Debatte zu diesem Thema durchaus 
wichtig und sinnvoll wäre. 

Abgesehen vom Sonderfall des Einsatzes von weniger als 
100 Personen, erhebt sich wohl auch die Frage, weshalb die 
parlamentarische Kontrolle von militärischen Einsätzen sowie 
deren Beendigung nach innen explizit nicht stärker und kon-
kreter ausgebaut werden sollte. Bislang fehlen weitgehend Re-
gelungen in dieser Hinsicht. Es gibt auch keinerlei Judikatur 
darüber, was „Aufrechterhaltung der Ordnung und Sicherheit 
im Inneren überhaupt“ in der Praxis bedeutet. Insbesondere 
die Formulierung „überhaupt“ lässt viele Interpretationen zu. 
Eine rechtliche Klarstellung ist daher auch aus demokratiepo-
litischer Sicht wohl dringend geboten. Und natürlich erhebt 
sich auch die Frage, ob es im Sinne des Gesetzes ist, wenn ein 
Assistenzeinsatz, wie er bei der Überwachung der Außengren-
zen erfolgte, über mehrere Jahre läuft. Auch, wenn dieser Ein-
satz politisch durch Duldung gewollt war und ist, eine rechtli-
che Würdigung ist bislang jedenfalls nicht erfolgt. Daher wäre 
auch in dieser wichtigen Frage eine klare Festlegung anzustre-
ben, die regelt, was unter Assistenzeinsatz zu verstehen ist.

DER EINSATZ DES ÖSTERREICHISCHEN BUNDESHEERES NACH INNEN VON FRIEDRICH KLOCKER
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DER EINSATZ DES ÖSTERREICHISCHEN BUNDESHEERES NACH INNEN VON FRIEDRICH KLOCKER

Das österreichische Bundesheer – so heißt es im § 1 Wehr-
gesetz ist die bewaffnete Macht der Republik Österreich und 
ist nach den Grundsätzen eines Milizsystems einzurichten. 
Dieses Milizsystem ist rechtlich gesehen in zweierlei  Hin-
sicht determiniert. Einerseits als Wehrform und andererseits 
als Personenstand. Daraus lässt sich die überragende Bedeu-
tung der „Miliz“ für die österreichische Landesverteidigung 
ableiten. An dieser Stelle sei auch angemerkt, dass jene Ge-
setzesbestimmungen, die das Milizsystem bestimmen – ne-
ben anderen wichtigen Aspekten in diesem Kontext – auf die 
Arbeit und das Wirken des Milizverbandes Österreich (mVÖ) 
zurückgehen. 

In den diesbezüglichen gesetzlichen Erläuterungen („Mo-
tivenbericht“) werden daher auch jene Elemente deutlich 
hervorgehoben und betont, die das Milizsystem ausmachen. 
Dazu gehören sowohl die regelmäßigen Milizübungen wie 
auch das Festhalten an den bestehenden Milizeinheiten (Zu-
sammentreten), wodurch auch eine soziale Bindung der be-
treffenden Milizsoldaten erreicht und sichergestellt werden 
soll. Dieser Punkt unterscheidet das Milizsystem deutlich von 
einem „Reservistensystem“. Es darf daher die Frage gestellt 
werden, ob das Aussetzen der „Milizübungen“ mit den be-
stehenden Verfassungsbestimmungen im Einklang zu brin-
gen ist. Auch dieser wichtige Punkt bedarf einer umfassenden 
rechtlichen Klärung. Dabei geht es um eine Frage, die nicht 
nur eine formalrechtliche Komponente einschließt, sondern 
schließt auch andere zentrale Aspekte der militärischen Effi-
zienz, Verfügbarkeit von Soldaten, der Einsatzbereitschaft und 
vor allem auch des militärischen Könnens ein. Mit Sicherheit 
lässt sich wohl sagen, dass die sogenannte „Freiwilligenmiliz“ 
den gesetzlichen Vorgaben nicht im vollen Umfang gerecht 
werden dürfte.

Zusammenfassend gesagt, scheint  - und zwar weit über 
rein demokratiepolitische Notwendigkeiten hinausgehend – 
unabdingbar, dass zum einen klare und unmissverständliche 
gesetzliche Bestimmungen zu schaffen sind, die den Einsatz 
des österreichischen Bundesheeres nach innen in der ganzen 
Komplexität dieses Themas regeln. Zum anderen wäre auch 
dringend geboten, eine rechtspolitische Debatte zu führen, ob 
und inwieweit das Aussetzen der Milizübungen im Einklang 
mit dem Wehrgesetz steht. FRIEDRICH KLOCKER 

war von 1981 bis 1996 Wehrexperte und Milizsprecher der SPÖ, Milizof-

fizier, langjähriger Vizepräsident des Milizverbandes Österreich (MVÖ), zu-

letzt Vorstandsmitglied der Wohnungsgenossenschaft „Wien-Süd“ und 

Verfasser einer Reihe von wehrpolitischen Beiträgen.

RAIMUND ABRAHAM
ANGLES AND ANGELS. 

ZEICHNUNGEN MODELLE PROTOTYPEN
MAK
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Wirtschaftsexperten aller Lager sind ausnahmsweise völlig einig: Im Gefolge der COVID-19-Pandemie schlittern wir derzeit 
in eine schwere Weltwirtschaftskrise hinein. Bei ihren Bemühungen um ein Verstehen des dramatischen Geschehens wei-
chen die konkurrierenden ökonomischen Schulen aber recht deutlich von einander ab. Und jene Differenzen sind Spiegel-
bilder ihrer jeweils unterschiedlichen Sicht auf die grundlegenden Funktionsprinzipien unseres Wirtschaftssystems. KARL 
CZASNY analysiert die Gegensätze zwischen Neoliberalismus, die an Keynes anknüpfende Ökonomie sowie den Marxis-
mus, wobei der Autor nicht verheimlicht, selbst der letztgenannten Position zuzuneigen.

Zur ökonomischen  
Dimension der  
COVID-19-Pandemie

ZUR ÖKONOMISCHEN DIMENSION DER COVID-19-PANDEMIE VON KARL CZASNY

SCHWERPUNKT: DIE SOZIAL-ÖKONOMISCHE CORONA-KRISE

SPARWUT MACHT WUTSPARER

Die aktuelle Grundstimmung vieler Repräsentanten der 
ersten dieser drei Schulen erinnert an Beethovens berühmtes 
Klavier-Rondo mit dem Titel »Die Wut über den verlorenen 
Groschen«. Nachdem eine den neoliberalen Lehren folgende 
Politik jahrzehntelang alles dafür getan hatte, um Sparern und 
Anlegern konstant hohe Kapitaleinkünfte bei stabilem Preis-
niveau zu sichern, kam es vor einigen Jahren zu einer wirt-
schafts- und geldpolitischen Kurskorrektur, welche die Re-
alzinsen der Sparguthaben ins Minus drückte. Da kann man 
schon wütend werden, und zwar nicht nur als neoliberaler 
Ökonom sondern auch als Sparer. Solch wütende Sparer kau-
fen sich hierzulande sehr gern die Bücher von Rahim Taghi-
zadegan, weil schon deren Titel vielversprechend sind. Und 
nach der Lektüre von »Geld her oder es kracht!« und »Vom 
Systemtrottel zum Wutbürger« glauben sie endlich zu verste-
hen, warum es so kommen musste, wie es kam. Denn ihr 
Autor wird es wohl wissen, ist er doch Schüler eines Schü-
lers von Friedrich von Hayek (1899-1992), dem Vordenker 
des Neoliberalismus.

Für die heimische Politik ist die von Taghizadegan ver-

tretene Position von besonderer Bedeutung, spricht sie doch 
nicht nur den einfachen Wutsparer von der Straße an. Dank 
entsprechender Nominierung durch unsere große Wutspa-
rerpartei (FPÖ) sind derzeit sowohl der Gouverneur, als auch 
die Vizepräsidentin des Generalrats der Nationalbank Anhän-
ger der Ideen Hayeks. Nebenbei bemerkt, trat bei derselben 
Wahl, die Österreich zwei von Hayek inspirierte Währungs-
hüter bescherte, auch eine kleine Wutsparerpartei an. Es war 
dies die Liste „Meine Stimme G!lT“ des Kabarettisten Roland 
Düringer, seinerseits Koautor eines der Bücher von Rahim 
Taghizadegan. Es trägt den Titel »Das Ende der Wut«, was 
aber keine Anspielung auf das Happy End der Karrieren von 
FPÖ-nahen Wirtschaftsexperten sein will.

Wenn ich Hayek soeben als Vordenker des Neolibera-
lismus bezeichnete, muss ich nun präzisieren, dass er bloß  
einer von zwei Vätern dieser Schule der Wirtschaftspolitik 
war. Der andere hieß Milton Friedman (1912-2006) und gilt 
als geistiges Oberhaupt des sogenannten Monetarismus. Sei-
ne Studenten an der University of Chicago, die berüchtigten 
»Chicago boys«, wurden in den 1970er-Jahren zu den wich-
tigsten wirtschaftspolitischen Beratern des chilenischen Dik-

tators Pinochet, und aktuell reicht Friedmans Einfluss in den 
USa bis zur Szene der Anarchokapitalisten (dem US-Pendant 
unserer Reichsbürger). Einem ihrer Wortführer, dem Autor, 
Blogger und Podcaster Thomas Woods verlieh die neue Vi-
zepräsidentin der Nationalbank letztes Jahr in deren Räum-
lichkeiten den »Hayek Lifetime Achievement Award 2019«. 
Sie verwahrte sich schon im Vorfeld dieses Events energisch 
gegen den Vorwurf, dass Woods, ein Mitbegründer der ras-
sistisch-nationalistischen »League of the South«, rechtsextrem 
sei. Vielleicht sieht sie das ganz richtig. Woods ist einfach ein 
amerikanischer Wutsparer, und die sind dort eben noch ei-
nen Tick wütender als bei uns. Was man insofern verstehen 
kann, als in den USa die Altersvorsorge sehr vieler Menschen 
von der Entwicklung ihrer Sparguthaben bei diversen Pensi-
onsfonds abhängt.

GEMEINSAMES FEINDBILD KEYNES

Die wichtigste theoretische Gemeinsamkeit zwischen 
Hayek und Friedman liegt in ihrer Ablehnung der Theorie 
von John Maynard Keynes (1883-1946), welcher seinerseits die 
Lehren aus dem vollständigen Versagen des Markts in der gro-
ßen Depression von 1929 gezogen hatte. Die anderen bürger-
lichen Ökonomen der damaligen Zeit sahen im Markt ein 
kontinuierlich zum Gleichgewicht strebendes System, bei 
dem die Preise für jedes Angebot so lange sinken, bis sich ge-
nügend Nachfrage findet. Angesichts des starken Rückgangs 
der Wirtschaftsaktivität im Jahr 1929 hoffte man deshalb zu-
nächst, dass der parallele Sinkflug aller Preise, insbesondere 
der für die Ware Arbeitskraft bezahlten Löhne, bald zum Wie-
deranspringen von Produktion und Nachfrage führen müsse. 
Als nichts dergleichen geschah, und die Arbeitslosigkeit ent-
sprechend hoch blieb, merkte man dann, dass irgendwas nicht 
stimmte mit dem Gleichgewichtsmodell.

Erst Keynes erkannte aber schließlich, dass das Sinken 
der Arbeitskosten die Gewinnerwartungen der Unternehmer 
nicht ausreichend beleben konnte, weil die Preise noch stär-
ker gesunken waren als die Löhne. Es gelte daher, das ge-
sunkene Preisniveau durch Stimulierung der Nachfrage wie-
der zu erhöhen. Er empfahl zu diesem Zweck eine Senkung 
der Zinssätze und eine Abwertung der Währungen gegen-
über dem Gold bzw. alternativ eine Beseitigung der rigiden 
Goldparitäten. Diese Schritte allein seien aber nicht ausrei-
chend für eine wirkungsvolle Erhöhung der Nachfrage. So-
lange nämlich die Gewinnerwartungen zu niedrig seien, 
könnten selbst niedrigere Zinsen die Unternehmen in einer 

Krise nicht mehr zum Investieren bewegen. Der erste An-
stoß zur Bewältigung der Krise müsse daher durch Auswei-
tung der kreditfinanzierten Ausgaben der öffentlichen 
Hände gegeben werden.

Nach der Umsetzung von Keynes› Vorschlägen setz-
te unerwartet rasch ein im Gefolge von Rüstungskonjunk-
tur, Kriegszerstörung und Wiederaufbau nachhaltig werden-
der Aufschwung der kapitalistischen Wirtschaft ein, der erst in 
den 1970er-Jahren zu Ende ging. Damals verloren die kreditfi-
nanzierten öffentlichen Ausgaben allmählich an Stimulations-
kraft, während sich die (ursprünglich erwünschten!) inflatio-
nären Effekte der keynesianischen Geldpolitik so unangenehm 
bemerkbar machten, dass bald das Schlagwort von der »Stag-
flation« die Runde machte. Heilung dieses Übels versprachen 
nun die neoliberalen Ökonomen, die wieder voll auf die zum 
Gleichgewicht tendierenden Selbstheilungskräfte des Marktes 
setzten. Staatseingriffe ins Investitionsgeschehen würden sich 
letztlich immer nur störend auswirken. Und auch die Geld-
politik habe nach Überzeugung der jetzt immer einflussrei-
cheren Monetaristen bloß der von den Güter- und Dienst-
leistungsmärkten vorgegebenen Dynamik zu folgen, anstatt 
eigenständige Wachstums- oder Dämpfungsimpulse geben zu 
wollen.

HAYEK VERSUS FRIEDMAN

Mindestens ebenso wichtig wie die erwähnte Gemeinsam-
keit sind die Gegensätze zwischen den beiden Vordenkern des 
Neoliberalismus. Deren genauere Betrachtung zeigt, dass die 
Verleihung des »Hayek Lifetime Achievement Awards« an ei-
nen Anarchokapitalisten, kein Ausrutscher war, sondern als 
programmatisches Signal unserer neuen Nationalbankspitze 
verstanden werden muss. Ist doch das für sie richtungswei-
sende Denken Hayeks durch noch radikalere Marktgläu-
bigkeit und Staatsskepsis geprägt als Friedmans Gedanken-
welt. Hayek kritisierte nämlich die monetaristische Theorie 
seines amerikanischen Gegenspielers im Hinblick auf die ihr 
zugrunde liegende Methode als einen versteckten Keynesi-
anismus, womit er folgendes meinte:

Nachdem die zur Zeit der großen Depression von 1929 
tonangebenden Ökonomen sich auf die Analyse einzelner 
Märkte beschränkt und dabei den Blick auf das volkswirt-
schaftliche Ganze verloren hatten, fasste Keynes als erster 
wieder gesamtwirtschaftliche Phänomene wie Konjunk-
tur, Gesamtnachfrage und Gesamtangebot ins Auge. Fried-
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man ersetzte dann bloß Keynes Hypothesen über die zwi-
schen den verschiedenen makroökonomischen Aggregaten 
bestehenden Zusammenhänge durch andere Vermutungen. 
Er übernahm dabei aber die gesamtwirtschaftliche Betrach-
tungsperspektive seines großen Antipoden. Hayek dagegen 
wies die makroökonomische Betrachtungsweise zurück, weil 
sich die aus seiner Sicht allzu große Komplexität des gesamt-
wirtschaftlichen Beziehungsgefüges der an Gesetzmäßigkei-
ten und Prognosen orientierten wissenschaftlichen Analyse 
verschließe.

Auch Friedmans makroökonomische Hypothesen zum 
Geldsystem und die daraus folgenden Ratschläge für die 
Geldpolitik lehnte Hayek mit der Begründung ab, dass sie der 
tatsächlichen Komplexität der Verhältnisse nicht angemessen 
seien. Hayek selbst wollte die seiner Meinung nach zu beden-
kenloser Verschuldung missbrauchte Monopolherrschaft des 
Staates über das Geld brechen und entwarf die Utopie eines 
Geldsystems mit einem freien Wettbewerb privat angebote-
ner Währungen. Private Geldproduzenten sollten so viel Geld 
emittieren wie sie nur wollten. Solange sie im Wettbewerb 
mit einander stünden und solange die Bürger die von ihnen 
bevorzugte Währung frei wählen dürften, sei Währungsstabili-
tät gesichert. Denn Geld sei die einzige Sache, die durch Kon-
kurrenz nicht billiger werde, weil seine Attraktivität gerade 
darauf beruhe, einen stabilen Preis zu besitzen.

Hayek wurde mit dieser geldpolitischen Utopie zum Ahn-
vater aller aktuellen Bemühungen um die Etablierung eines 
Systems der Kryptowährungen. Und die brutalen Implika-
tionen seiner Wettbewerbsideologie sind denn auch eines der 
Hauptargumente gegen alle einschlägigen Bemühungen. Da-
mit sich nämlich einige wenige der (derzeit) über tausend-
fünfhundert (!) Kryptowährungen im Wettbewerb durchset-
zen können, müssen unzählige Sparer, die dummerweise auf 
die falsche Kryptowährung gesetzt haben, einen mehr oder 
weniger großen Teil des Werts ihrer Guthaben in den Ka-
min schreiben. Diesen Loosern bleibt dann nur ein einziger 
Trost: Sie sind unverzichtbare und zentrale Akteure der auf 
dem Konkurrenzprinzip beruhenden Ökonomie. Denn ohne 
ihr Opfer kann der Wettbewerb nicht funktionieren.

HAYEK UND DER CORONA-SCHOCK

Der eingangs erwähnte Hayek-Adept Rahim Taghizade-
gan durfte jüngst im Rahmen eines ausführlichen Interviews 
in der Ö1-Wirtschaftssendung »Saldo« seine Sicht auf die ge-

rade Fahrt aufnehmende Krise ausbreiten. Für ihn ist sie nur 
eines jener großen, im Kapitalismus periodisch zu feiernden 
Opferfeste: Geschürt durch unverantwortliches Schuldenma-
chen der öffentlichen Hände habe sich in den letzten Jah-
ren eine »Blasenwirtschaft« etabliert, die auch ohne das Virus 
demnächst irgendwann geplatzt wäre. Nach der Krise wer-
de nur übrig bleiben, was »wesentlich« ist. Das gelte in Ös-
terreich etwa für den Tourismussektor, wo es vermutlich vor 
allem im Bereich des Massentourismus zu entsprechenden 
Bereinigungen kommen werde.

Die Gegensteuerungsmöglichkeiten von Staaten, Zen-
tralbanken und supranationalen Organisationen beurteilt 
Taghizadegan äußerst skeptisch. Zum einen ist für ihn in gu-
ter alter Hayek-Manier die Komplexität des Krisengesche-
hens so hoch, dass es durch einfache geldpolitische Maß-
nahmen nicht mehr steuerbar ist. Und zum andere hätten 
die Zentralbanken wegen ihrer bereits seit Jahren praktizier-
ten Nullzinspolitik bereits ihr gesamtes Pulver verschossen. 
Auch der unter dem Motto des »Koste es, was es wolle« for-
cierten Staatsverschuldung kann er erwartungsgemäß nichts 
abgewinnen. Er sieht in ihr nur die verhängnisvolle Dyna-
misierung einer bereit seit Jahren in Gang befindlichen Ent-
wicklung, welche er als »Monetarisierung der Staatsschuld« 
bezeichnet.

Während der klassische Keynesianismus noch davon aus-
ging, dass die Möglichkeit zur Staatsverschuldung begrenzt 
sei, weil künftige Steuerzahler die jetzt aufgenommenen 
Schulden einst zurückzahlen müssten, kaufen nun mächtige, 
und daher unsinkbare Zentralbanken wie die der eU und jene 
der USa die Schuldtitel der einzelnen Staaten mit selbst ge-
schöpftem Geld auf. Das Geld verliere dadurch seinen Bezug 
zur Realwirtschaft und werde zu einer Art Punktesystem, 
das denen viel Macht gibt, welche die (Geld-) Punkte zutei-
len, und denen die größten Vorteile bringt, welche den bes-
ten Zugang zu jenen (Geld-) Punkteverteilern haben. Wäh-
rend diese Monetarisierung der Staatsschuld zwar dabei helfe, 
die bei Überschuldung drohende Gefahr des Staatsbankrotts 
zu vermeiden, bestehe nun das Risiko der Entstehung von 
völlig unkontrollierbaren Schwankungen des Geldwerts, wo-
bei es abwechselnd zu deflationären Schocks und Inflations-
schüben kommen könne. Dies würde ein vorausschauendes 
Wirtschaften verunmöglichen und Panikreaktionen auslösen, 
auf welche die Geldpolitik dann mit Kapitalverkehrskontrol-
len reagieren müsse, die letztlich nur zu einer weiteren Ver-
schärfung der Krise beitragen würden.

DIE WIEDERAUFERSTEHUNG VON KEYNES

Die von den Neoliberalen beklagte Monetarisierung der 
Staatsschulden ist die vorläufig letzte Konsequenz einer Rück-
besinnung der Regierungen auf die keynesianischen Rezep-
te für die Geld- und Fiskalpolitik. Anlass dieser Wiederaufer-
stehung des Keynesianismus in vielerlei Variationen, etwa als 
Post-, Neo-, Neu-, oder Linkskeynesianismus, sind zwei mit 
einander zusammenhängende Entwicklungen, für welche die 
Keynesianer den seit den 1970er-Jahren vorherrschenden Neo-
liberalismus verantwortlich machen: Zum einen die seit länge-
rem andauernde strukturelle Wachstumsschwäche der Welt-
wirtschaft und zum anderen die Finanzkrise des Jahres 2008. 
Beides sei letztlich verursacht durch den bedingungslosen Glau-
ben der neoliberalen Wirtschaftslenker an die Selbststeuerungs-
fähigkeit eines von allen Schranken befreiten Marktes. Denn im 
Lichte dieser Überzeugung habe man zwei falsche Weichen-
stellungen vorgenommen, die für alle nun mit zunehmender 
Schärfe auftretenden Probleme verantwortlich seien.

Die erste dieser Weichenstellungen umfasse verschie-
denste handels- und geldpolitische Maßnahmen zur Deregu-
lierung der Märkte für Güter, Dienstleistungen und Kapi-
tal. Durch sie seien die Spielregeln der Kapitalakkumulation 
sosehr zugunsten des Finanzkapitals und der Sparer verän-
dert worden, dass nun die Renditen des hinter der Produk-
tion von Gütern und Dienstleistungen stehenden Realkapi-
tals auf der Strecke blieben. Das habe in der Folge einerseits zu 
der erwähnten strukturellen Wachstumsschwäche der Re-
alwirtschaft geführt und andererseits einen so großen Über-
fluss an Anlagemöglichkeiten suchendem Finanzkapital er-
zeugt, dass immer wieder spekulative Preisblasen entstünden, 
die dann schlimmstenfalls weltweite Finanzkrisen wie jene 
des Jahres 2008 auslösen könnten. Die zweite, komplemen-
täre Weichenstellung betraf die Rolle des Staates im Wirt-
schaftskreislauf. Um immer mehr Verantwortung für gesell-
schaftliche Erfordernisse auf die von ihm entfesselten Märkte 
verlagern zu können, habe der Neoliberalismus die Funkti-
onen des Staates durch systematische Reduktion der Steuer-
quote bei gleichzeitiger Etablierung strenger Verschuldungs-
grenzen auf ein Minimum zurückgeschraubt.

Theoretische Basis dieser Kritik am Neoliberalismus ist 
weniger ein prinzipieller Zweifel am automatischen Streben 
des Marktes zum Gleichgewicht, als vielmehr die Einsicht, 
dass sich dieses Gleichgewicht auf ganz unterschiedlichen 
Niveaus der Beschäftigung, des Massenwohlstands, der sozi-
alen Ungleichheit, des Ressourcenverbrauchs bzw. der Um-

weltzerstörung herausbilden kann. Und die Schlussfolgerung 
der Keynesianer aus jener Einsicht ist eine Neudefinition 
der Funktion des Staates im Wirtschaftskreislauf. Sie sehen 
ihn nicht als ungeliebtes Residuum, sondern als einen gleich-
berechtigten Partner der Unternehmen und Haushalte, der im 
Zusammenspiel mit diesen beiden anderen Partnern eine sehr 
dynamische Rolle spielen müsse. Er habe nämlich durch in-
vestive, fördernde und regulative Eingriffe in die wichtigsten 
Märkte dafür zu sorgen, dass sich deren Gleichgewicht auf ei-
nem in ökologischer, sowie sozial- und gesellschaftspolitischer 
Hinsicht akzeptablen Niveau einstelle.

Diese neue Sicht der Rolle des Staates im Wirtschafts-
kreislauf impliziert keinen Freibrief für eine ineffektive und 
unproduktive Investitions- und Fördertätigkeit der öffent-
lichen Hände. Sie eröffnet aber einen alternativen Zugang 
zum Problem der Staatsverschuldung. Während die neolibe-
rale Fiskalpolitik nach dem Vorbild einer schwäbischen Haus-
frau agiere, und zuerst spare, damit sie dann später im Fal-
le einer Wirtschaftskrise investieren könne, müsse der Staat 
heutzutage in Vorlage gehen und sich angesichts der chro-
nisch schwächelnden privaten Investitionstätigkeit permanent 
verschulden. Denn aus geschickt gesetzten öffentlichen Im-
pulsen resultiere wegen des Auftretens sogenannter Multipli-
katoreffekte ein Vielfaches an privater Produktion, Investition 
und Konsumtion, welches dann in weiterer Folge zu erhöh-
ten Staatseinnahmen führe. Die erwähnten Multiplikatoref-
fekte sind einer der beiden Gründe dafür, warum die Furcht 
der neoliberalen Ökonomen vor dem Verlust der Beziehung 
des Geldes auf die Realwirtschaft unbegründet sei. Der ande-
re Grund liege im niedrigen Niveau der Zinsen, welches den 
vom Staat zu leistenden Zinsendienst minimiere. Dieses nied-
rige Zinsniveau sei gleichsam der Preis, den die Haushalte als 
Sparer neben ihrer Steuerleistung für die heutzutage unerläss-
liche aktive Rolle des Staates im Wirtschaftskreislauf zu zah-
len hätten.

WHATEVER IT TAKES

Die Wirtschafts- und Fiskalpolitik der meisten Staaten be-
mühte sich in den letzten Jahren um einen Kompromiss 
zwischen neoliberalen und keynesianischen Prinzipien, wo-
bei bürgerliche, liberale und rechtspopulistische Parteien eher 
den neoliberalen Positionen zuneigten, während sich sozial-
demokratische und grüne Parteien stärker an keynesianischen 
Grundsätzen orientierten. Der Corona-Schock scheint etwas 
Bewegung in dieses relativ starre Positionsgefüge zu bringen.
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Einerseits entdecken nun - so wie in allen größe-
ren Rezessionen seit 1945 - die Politiker des gesamten Mit-
te-Rechtslagers vorübergehend die Vorzüge des Keynesia-
nismus. Ganz leicht kommt ihnen jetzt »Whatever it takes« 
über die Lippen, man bekreuzigt sich nicht mehr, wenn das 
schlimme Wort »Verstaatlichung« fällt, und jüngste Äußerun-
gen des österreichischen Bundeskanzlers lassen die Hoffnung 
keimen, dass sogar er nun verstanden hat, wie wichtig eine 
Sicherung der Kaufkraft unterer Einkommensschichten für 
eine dynamische Wirtschaft ist. Nach wie vor sehr schwer 
tut er sich bloß mit der gemeinsamen Verschuldung der Eu-
ro-Staaten, weil ihm bei diesem Thema die Wutsparer und 
der wiedererstarkende Nationalismus im Nacken sitzen. Da 
riskiert er lieber einen Angriff der Währungsspekulanten auf 
die schwächsten Glieder der Euro-Kette. Denn die müssten 
sich beim Fehlen solidarischer Unterstützung durch die an-
deren eU-Staaten in einem Ausmaß verschulden, das die In-
vestoren auf den Kapitalmärkten wohl nicht mehr akzeptie-
ren würden.

Andererseits treten in der aktuellen Krise nun auch 
die zwischen den Keynesianern selbst bestehenden Diffe-
renzen deutlicher zu Tage als zuvor. Den eher technokra-
tisch orientierten Wirtschaftsexperten dieses Lagers geht 
es gemeinsam mit dem sozialdemokratischen und gewerk-
schaftlichen Mainstream primär um eine rasche und umfas-
sende Rückkehr der Wirtschaft auf einen möglichst stabilen 
Wachstumspfad, weil ihnen nur auf diesem Weg ein weite-
rer Abbau sozialstaatlicher Errungenschaften und ein noch 
stärkeres Auseinanderdriften unserer Gesellschaft vermeidbar 
erscheint. Die systemkritischen Keynesianer, hierzulan-
de etwa vertreten durch Stephan Schulmeister und Barbara 
Blaha, sehen demgegenüber die Chance, die im Kampf ge-
gen COVID-19 kurzfristig sehr stark gewordene Position des 
Staates für eine Systemtransformation zu nutzen. Es gel-
te daher beim Wiederankurbeln der Wirtschaft eben nicht 
auf die für die Umwelt und den sozialen Zusammenhalt un-
serer Gesellschaften zerstörerischen Wachstumsmuster zu-
rückzufallen, sondern einen Green New Deal zu starten. 
Während der klassische, an den Lehren von Keynes orien-
tierte New Deal der Regierung Roosevelt seinerzeit die USa 
aus der großen Depression der dreißiger Jahre geführt habe, 
sei es Aufgabe jenes nun anstehenden Green New Deal, sich 
vom Wachstumsparadigma zu verabschieden und die Etablie-
rung einer ökologischen und sozialen Kreislaufwirtschaft in 
die Wege zu leiten.

MARXISTISCHE VERSUS BÜRGERLICHE 
ÖKONOMIE

Aus marxistischer Perspektive befassen sich die neolibe-
ralen und keynesianischen Wirtschaftsexperten als zeitge-
nössische Vertreter der sogenannten ‹bürgerlichen› (sprich: 
nicht-marxistischen) Ökonomie nur mit der Oberfläche des 
Markts. Sie verstehen daher nicht jenen darunter ablaufenden 
Tiefenprozess, der erst die eigentliche Erklärung des sicht-
baren Geschehens liefert. Die Oberflächenbetrachtung zeigt 
die Wirtschaft bloß als ein unendlich dicht geknüpftes Netz 
von Tauschvorgängen, bei denen der Preis, zu dem man 
eine Ware tauscht, Resultat subjektiver Bewertungsvorgänge 
ist, die aus den Bedürfnissen der Nachfrager und der jeweils 
gegebenen Relation von Angebot und Nachfrage (Stichwort: 
Knappheit) erklärbar ist.

Marxistische Ökonomen bemängeln an dieser Sicht, dass 
sie nur begreift, warum und wie stark der Preis einer Ware um 
ein bestimmtes Mittel schwankt, ohne eine Erklärung für die 
Höhe jenes Mittels zu liefern. Besagte Erklärung erschließt 
sich erst, wenn man den Bezug des Warentausches auf die ihm 
zugrunde liegende Produktion der Waren betrachtet. Denn 
diese Betrachtung zeigt, dass der Tausch eine Doppelfunkti-
on für die arbeitsteilige Organisation jener Produktion erfüllt: 
Er führt nämlich zunächst die Resultate der arbeitsteilig zer-
splitterten Tätigkeiten auf dem Markt zusammen, um sie dort 
dann der individuellen Konsumtion zuzuleiten. Bei der Ver-
knüpfung beider Funktionen achten die Produzenten darauf, 
dass die Menge an gesellschaftlicher Arbeit, die jeder von ih-
nen für seinen Konsum mobilisieren kann, langfristig genau 
der Menge an gesellschaftlicher Arbeit entspricht, die er zu-
vor in die kollektive Produktion eingebracht hat. Damit diese 
Gleichheit von hergegebener und zurückerhaltener Arbeit re-
alisiert werden kann, ist es erforderlich, dass alle gegeneinan-
der getauschten Waren im längerfristigen Mittel jeweils gleich 
große Mengen an durchschnittlich intensiver und qualifizier-
ter menschlicher Arbeit repräsentieren. Man nennt die in je-
der Ware enthaltene Menge an menschlicher Durchschnitts-
arbeit ihren Arbeitswert und sieht in letzterem die in der 
bürgerlichen Ökonomie fehlende Erklärung für die Höhe je-
nes Mittels, um das der Preis schwankt.

Bis zu diesem Punkt geht der Marxismus konform mit der 
durch Adam Smith und David Ricardo repräsentierten Vor-
läuferin der zeitgenössischen Volkswirtschaftslehre, welche 
man als die klassische Ökonomie bezeichnet. Durch das 
von den genannten Klassikern entwickelte Konzept des Ar-
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beitswerts lässt sich aber bloß die Preisbildung in der soge-
nannten einfachen Warenproduktion beschreiben, bei der 
alle Arbeitenden zugleich auch Eigentümer ihrer Arbeitsmit-
tel sind. Im Kapitalismus ist dies bekanntermaßen nicht mehr 
der Fall. Hier sind die Arbeitenden von den Arbeitsmitteln 
getrennt, weil sie nun deren Eigentümer als Lohnabhängige 
gegenüberstehen, welche vom beständigen Verkauf ihrer Ar-
beitskraft leben. Während der Lohn als Preis für die verkaufte 
Arbeitskraft der klassischen Ökonomie kein Problem bereite-
te, scheiterte sie an der Erklärung des Profits des Eigentümers 
der Arbeitsmittel. Sie begriff nämlich nicht, wie es möglich 
ist, dass dieser, ohne das Grundprinzip des Tausches gleich 
großer Arbeitswerte zu verletzten, mehr Kapital aus der Pro-
duktion herauszieht, als er am Beginn des Produktionsprozes-
ses beim Kauf von Arbeitskraft und Arbeitsmitteln investierte.

Erst Marx konnte dieses Rätsel lösen, weil er erkannte, 
dass die Arbeitskraft mehr Wert schafft, als sie zu ihrer eigenen 
Reproduktion benötigt. Die auf der Tiefenebene der Pro-
duktion stattfindende Aneignung dieses Mehrwerts durch 
die Kapitalisten ist die Erklärung ihrer an der Marktoberflä-
che erscheinenden Profite. Dieser von Marx als Ausbeutung 
bezeichnete Vorgang ist ein höchst gewalttätiger und wider-
sprüchlicher Prozess, dessen Entfaltung nicht nur allen an der 
gesellschaftlichen Oberfläche des Kapitalismus erscheinenden 
Antagonismen zugrunde liegt, sondern dieses Wirtschafts-
system auch von Krise zu Krise taumeln lässt und schließ-
lich dafür verantwortlich ist, dass jene Krisen tendenziell im-
mer umfassender und existenzbedrohender für die gesamte 
Menschheit werden.

MARXISTISCHE KRISENTHEORIE

Es würde den Rahmen dieses Artikels sprengen, hier dar-
zustellen, wie die marxis-tische Ökonomie aus der Aufde-
ckung des zwischen Kapital und Arbeit bestehenden Aus-
beutungsverhältnisses ihre Hauptthesen zur Entwicklung des 
Kapitalismus ableitet.1) Ich möchte nur darauf hinweisen, dass 
aus der eben skizzierten Sicht auf den unter der Marktoberflä-
che ablaufenden Prozess der privaten Aneignung des kollek-
tiv produzierten Mehrwerts eine grundsätzliche Differenz 
zum neoliberalen bzw. keynesianischen Blick auf die Krisen 
des Kapitalismus folgt. Wie bereits erwähnt, ist die kapitalis-
tische Marktwirtschaft für die beiden letztgenannten Theori-
en ein Gleichgewichtssystem, wobei neoliberale Ökonomen 
davon ausgehen, dass sich vorübergehende Ungleichgewichte 
zwischen Angebot und Nachfrage von selbst wieder einren-

ken, während die Keynesianer längerfristiges Gleichgewicht 
zu akzeptablen sozialen und ökologischen Randbedingungen 
nur bei entsprechender Staatsintervention für möglich halten. 
Die marxistische Ökonomie sieht demgegenüber den Kapi-
talismus in zweierlei Hinsichten als ein prinzipiell zum Un-
gleichgewicht tendierendes System an. 

Einerseits erkennt sie, dass das konkurrenzbedingte Be-
streben jedes Kapitaleigentümers, so viel Mehrwert wie nur 
möglich zu akkumulieren, mit Notwendigkeit immer wieder 
zu gesamtgesellschaftlicher Überakkumulation von Kapi-
tal führt. In Verbindung mit komplementärem Zurückbleiben 
der zahlungskräftigen Konsumgüternachfrage dämpft dies die 
durchschnittliche Profitrate und damit die von ihr abhängige 
Nachfrage der Unternehmen nach weiteren Investitionsgü-
tern so stark, dass eine Wirtschaftskrise folgt. Letztere bewirkt 
dann (unter anderem) durch die in ihrem Verlauf eintretende 
Kapitalvernichtung eine vorübergehende Erholung der Profi-
te, worauf ein neuer Krisenzyklus beginnt.

Andererseits lässt die Analyse der Kapitalakkumulation 
erkennen, dass die durchschnittliche Profitrate nicht nur die 
den Wirtschaftszyklus hervorrufenden Schwankungen zeigt. 
Sie unterliegt nämlich zusätzlich einer langfristig bzw. über-
zyklisch fallenden Tendenz. Es handelt sich dabei nicht um 
eine simple Mechanik, die den Kapitalismus mit quasi-natur-
gesetzlicher Notwendigkeit zerstört. Denn es gibt eben bloß 
eine entsprechende Tendenz. Diese führt dazu, dass in be-
stimmten Phasen der Entwicklung des Akkumulationspro-
zesses einerseits die Schärfe der Krisen zunimmt, währende 
andererseits die Kraft der Konjunkturaufschwünge nachlässt. 
Will der Kapitalismus jene kritischen Phasen überleben, muss 
er jeweils ein neues Akkumulationsmuster entwickeln. Das ist 
mit so tiefgreifenden Wandlungen seines gesamten soziokul-
turellen und politischen Überbaues verbunden, dass die Mar-
xisten vom Übergang zu einem neuen Akkumulationsre-
gime sprechen.

Ein derartiger Übergang fand zuletzt ab der Mitte der 
1970er-Jahre statt, als die lange Nachkriegsprosperität zu 
Ende ging und die Profitraten in den wichtigsten kapitalisti-
schen Metropolen deutlich sanken. Die damalige Antwort des 
Kapitals lässt sich als Doppelstrategie beschreiben. Zum ei-
nen forcierte man nun energisch die bereits davor angelaufe-
ne Globalisierung der Kapitalverwertung. Dieses Vorgehen 
schleuste Massen von unorganisierten Arbeitskräften in den 
Ausbeutungsprozess ein, was sowohl den Umfang der Aneig-
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nung von Mehrwert als auch die von der Schärfe der Aus-
beutung bestimmte Rate des Mehrwerts steigen ließ. Zum 
anderen förderte man auf politischer Ebene die Etablierung 
neoliberal agierender Regierungen. Deren Maßnahmen 
zur Deregulierung des Kapitalverkehrs und des Finanzsektors 
schufen den institutionellen Rahmen für eine noch konse-
quentere Internationalisierung der Produktion. Und der von 
ihnen in die Wege geleitete Rückbau des Sozialstaates übte 
zusätzlichen Druck auf die ohnehin bereits von der Globali-
sierung in die Enge getriebenen Arbeitskräfte der Metropolen 
des Kapitals aus.

DER CORONA-SCHOCK AUS MARXISTISCHER 
PERSPEKTIVE

Letztlich führte die skizzierte Entwicklung zwar zu einer 
die weitere wirtschaftliche Dynamik bremsenden Vorherr-
schaft des Finanzkapitals über das Realkapital. Die meisten 
Kritiker dieser aktuell bestehenden »Spielanordnung« über-
sehen jedoch, dass die skizzierte Doppelstrategie dem Ge-
samtkapital in den ersten Jahren des neuen Akkumulationsre-
gimes zu einer sehr deutlichen Ex- und Intensivierung der 
Ausbeutung menschlicher Arbeitskraft verhalf. Die Mehr-
wertbilanz verbesserte sich so stark, dass man den Fall der 
durchschnittlichen Profitrate vorübergehend stoppen konnte. 
Entscheidend ist hier das Wort »vorübergehend«. Denn alle 
Versuche, den grundlegenden Widerspruch zwischen kol-
lektiver Erzeugung und privater Aneignung des Mehrwerts 
innerhalb der Systemgrenzen des Kapitalismus aufzulösen, 
führten bisher nur dazu, dass jener Widerspruch auf höhe-
rer Ebene mit noch größerer Schärfe und noch umfassenderen 
Konsequenzen neuerlich aufbrach. Und in genau dieser Situ-
ation befinden wir uns nun schon seit der jüngsten Finanzkri-
se. Spätestens seit deren Ausbruch ist das ab den neunzehn-
siebziger Jahren etablierte Akkumulationsregime selbst wieder 
an seine Grenzen geraten. Hat es doch durch die Schaffung 
globaler Finanzmärkte sowie durch seine menschen- und na-
turverachtende Art der Internationalisierung der Produktion 
bewirkt, 
• dass aus begrenzten Problemen einzelner nationaler Ka-

pitale weltumspannende Probleme der Kapitalverwertung 
wurden,

• dass vorübergehende Finanzrisiken einzelner Staaten zu 
ständig drohenden Weltfinanzrisiken mutierten,

• dass sich lokal begrenzte Umweltschäden zur Weltklima-
katastrophe ausweiteten

• und dass Epidemien sehr rasch zu Pandemien werden.

Trotz Inkaufnahme dieser Potenzierung aller inneren Wi-
dersprüche des Kapitalismus mehren sich seit einigen Jahren 
die Anzeichen für ein neuerliches Sinken der durchschnittli-
chen Profitrate des universellen Ausbeutungssystems. Wich-
tigste Symptome sind die stark gedämpfte Wachstumsrate des 
Welt-BIP und die beständig lauernde Deflationsgefahr, welche 
bisher auch durch hektische geldpolitische Stimulationsversu-
che nicht zu bändigen war. Das zeigt, dass wir wieder an einer 
der für das Kapital so gefährlichen Sollbruchstellen seines Ak-
kumulationsprozesses angelangt sind.

Aus dieser historisch etwas weiter gefassten ökonomischen 
Perspektive erscheint das aktuelle Corona-Debakel bei al-
ler Zufälligkeit seines Anlasses bloß als Beginn der nächsten 
Etappe jener umfassenden Existenzkrise des Kapitalismus, zu 
welcher der Finanzcrash des Jahres 2008 den Auftakt gab. In 
ihr wird sich entscheiden, ob die Produzenten des Mehrwerts 
eine Systemtransformation schaffen, oder ob es dem Kapi-
tal ein weiteres Mal gelingt, sein Prinzip der privaten Aneig-
nung jenes Mehrwerts durch Etablierung eines neuen Ak-
kumulationsregimes zu retten. Sollte letzteres der Fall sein, 
deuten sich bereits jetzt einige seiner potentiellen Konturen 
an. Und die sind zum Teil sehr bedrohlich. Denn dieses neue 
Akkumulationsregime könnte wohl den von den Keynesia-
nern gewünschten ökonomisch aktiven und starken Staat be-
inhalten. Der würde sich aber möglicherweise auf eine autori-
tär gewandelte Form der Demokratie stützen, in der man das 
aktuell praktizierte Prinzip der Gewaltenteilung zugunsten ei-
ner Vorrangstellung der Exekutive aufgegeben und die Bür-
gerrechte erheblich eingeschränkt hat.

DEFICITSPENDING UND MEHRWERT

Ein abschließender vergleichender Blick auf alle drei hier 
einander gegenüber gestellten ökonomischen Theorien zeigt 
zum Teil unerwartete Nähe- und Distanzrelationen. Zunächst 
aber zu einem wenig überraschender Aspekt. Ich meine da-
mit die enge Beziehung zwischen dem marxistischen Kon-
zept einer Systemtransformation und dem Transformationsge-
danken der systemkritischen Keynesianer. Hier gibt es relativ 
große Übereinstimmung hinsichtlich der Richtung der erfor-
derlichen sozial-ökologischen Umgestaltung unserer Wirt-
schaft. Trennend ist bloß die bei der Analyse der Produkti-
on und Aneignung des Mehrwerts entstandene Überzeugung 
der Marxisten, dass die angestrebte Transformation der Wirt-
schaft eine Vergesellschaftung von wesentlichen Bereichen des 
Produktionsapparats erfordert. Denn das Privateigentum an 
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den Produktionsmitteln ist nicht bloß verantwortlich für den 
allumfassenden und heutzutage zumeist eher zerstörerischen 
als schöpferischen Konkurrenzkampf. Es ist auch institutio-
nelle Basis für die Profitorientierung der Produktion. Diese 
aber unterläuft alle an gesamtgesellschaftlichen Erfordernissen 
orientierten Steuerungsbemühungen und liegt dem in einer 
kapitalistischen Wirtschaft unaufhebbaren Wachstumszwang 
zugrunde.

Zwei weitere Gemeinsamkeiten zwischen Marxisten und 
Keynesianern schließen auch die technokratisch orientierten 
Vertreter des letztgenannten Ansatzes ein. Die erste der bei-
den betrifft die Stärkung des vom Neoliberalismus nachhaltig 
beschädigten Sozialstaats. Bei der zweiten geht es um die Ein-
dämmung der weit aufgerissenen sozialen Kluft zwischen den 
Gewinnern und Verlierern einer vom entfesselten Finanzka-
pital gesteuerten Wirtschaftsdynamik. Was nämlich den sys-
temimmanent denkenden Keynesianern als Voraussetzung für 
eine umfassend funktionierende (und daher systemstabilisie-
rende) Daseinsvorsorge sowie für die Stützung der Massen-
kaufkraft erscheint, gehört für alle an einer Systemtransforma-
tion orientierten Ökonomen zu den Zwischenzielen des von 
ihnen anvisierten Transformationspfads.

Bei der Einschätzung der von den Keynesianern forcier-
ten Politik des Deficitspendings zeigt sich dann aber eine auf 
den ersten Blick überraschende Nähe zwischen marxisti-
schen und neoliberalen Ökonomen. Denn die Marxisten un-
terscheiden gemeinsam mit letzteren klar zwischen dem De-
fizit, das bei der Bekämpfung einer akuten zyklischen Krise 
in Kauf zu nehmen ist, und jenem Defizit, das als Heilmit-
tel gegen die chronische Wachstumsschwäche einer vom ten-
denziellen Fall der Profitrate betroffenen Wirtschaft fungie-
ren soll. Genau wie ihre Zurückweisung des Privateigentums 
an den Produktionsmitteln resultiert die mit den neolibera-
len Ökonomen geteilte Skepsis bezüglich der Erfolgschancen 
dieser zweiten Form des Deficitspendings aus ihrer Analyse 
der unter der Marktoberfläche angesiedelten Tiefenebene der 
Arbeitswerte.

Dauerhaft schwächelnde Renditen sind aus dieser Pers-
pektive nur einem chronischen Mehrwertmangel geschul-
det. Und kontinuierlich praktiziertes Deficitspending versucht 
besagten Mehrwertmangel auszugleichen durch permanente 
Vorgriffe auf erst zu schaffenden Mehrwert. Die von den 
Zentralbanken im Wechselspiel mit den sich verschuldenden 
Staaten praktizierte Geldschöpfung holt diesen potentiellen 

künftigen Mehrwert dann als Geld in die Gegenwart herein. 
Auch im Fall der mächtigsten Zentralbanken lebt daher die 
mit dem Deficitspending einhergehende Geldschöpfung letzt-
lich vom Vertrauen aller Marktteilnehmer darauf, dass künftig 
die Arbeitskräfte den ihr entsprechenden Mehrwert tatsäch-
lich erzeugen werden. Bricht dieses Vertrauen ein, ist es um 
den Wert des geschöpften Geldes geschehen.

WER IST UTOPIST? UND WAS TUN DIE 
REALISTEN?

Wie diese Überlegung zeigt, hängt der Erfolg der von den 
Keynesianern angepeilten Politik des kontinuierlichen De-
ficitspendings an einem seidenen Faden. Er ist in höchster 
Gefahr abzureißen, wenn die erhofften Multiplikatoreffekte 
nicht in einem Ausmaß eintreten, das die Produktion einer 
ausreichenden Menge an zusätzlichem Mehrwert sicherstellt. 
Letzteres aber ist, wie selbst die systemimmanent orientier-
ten Keynesianer zugestehen, nur unter ganz bestimmten ge-
sellschaftlichen Rahmenbedingungen möglich. Ich meine 
damit die Existenz eines die gesamte Gesellschaft umfassen-
den und vorhandene Klassengegensätze entschärfenden Ge-
meinschaftsprojekts. Dieses hätte bei den Kapitaleigentümern 
für die erforderliche Investitionsbereitschaft zu sorgen und bei 
den Lohnabhängigen und Konsumenten entsprechende Leis-
tungs- und Konsumbereitschaft zu stimulieren. Darüber hi-
naus müsste dieses Projekt sowohl die Investitionsphantasien 
als auch die Konsumwünsche in ganz neue Richtungen len-
ken. Denn die in seinem Kontext zu leistende und zu konsu-
mierende Mehrarbeit sollte ja nur Produkte und Dienstleis-
tungen hervorbringen, die äußerst sorgsam mit den knappen 
materiellen Ressourcen unseres Planeten umgehen und eine 
entscheidende Verbesserung der Treibhausgasbilanz der Welt-
wirtschaft bewirken.

Auf dem Reißbrett gibt es dieses von den technokrati-
schen Keynesianern implizit vorausgesetzte  (!) Gemein-
schaftsprojekt bereits. Es handelt sich dabei um den berühm-
ten grünen New Deal. Das Problem dabei: Der genannte 
Deal existiert in unzähligen Varianten. Die systemkritischen 
Keynesianer haben einen, die eU-Kommission hat einen und 
selbstverständlich hat auch der Verband der Automobilindu-
strie einen. Wahrscheinlich gibt es so viele Varianten dieses 
grünen Deals wie es Interessenverbände gibt. Die Hoffnung, 
hier eine gehaltvolle und gesamtgesellschaftlich motivierende 
Schnittmenge zu finden und dann auch noch in die Praxis 
umzusetzen, ist angesichts der tiefen Spaltung unserer Gesell-
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schaft nicht weniger utopisch als die marxistische Forderung 
einer Vergesellschaftung der Produktionsmittel. Die einzigen 
Realisten sind derzeit vermutlich die neoliberalen Wutspa-
rer. Sie pochen darauf, dass der ganz real und nicht bloß in 
den Hirnen von Träumern existierende Markt letztlich alles 
wieder einrenken wird und besorgen sich für den Fall, dass 
er dies doch nicht tut, einen Waffenschein - natürlich nur zur 
Selbstverteidigung.

KARL CZASNY 

ist Soziologe und lebt in Wien. Zuletzt veröffentlichte er im Herbst 
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er wirtschafts-, sozial- und kulturpolitische Di-
lettantismus, den die türkis-grüne Regierung im 
Zusammenhang mit dem ad-hoc-Management 
der wirtschaftlichen Krisenfolgen der SaRS-CoV-

2-Pandemie an den Tag gelegt hat, ist nachgerade um-
werfend. Das ist umso erstaunlicher, als sich die gesund-
heitspolitische Krisenbewältigung bisher („Phase eins“) als 
Erfolgsgeschichte ohne gravierende Fehlentscheidungen 
erzählen lässt. Dafür dürften zwei Gründe ausschlaggebend 
sein. Gesundheitsminister Rudolf Anschober ist als Veteran 
der Grünbewegung ein glaubwürdiger Verfechter bedin-
gungsloser Humanität. Seiner Gesinnungsethik ist die utili-
taristisch-darwinistische Abwägung von Letalitätserwartun-
gen der COVID-19-Ausbreitung gegen die wirtschaftlichen 
Krisenkosten des Lockdowns, der zur Eindämmung der An-
steckungsrisiken verfügt werden musste, völlig fremd. Er re-
präsentiert gewissermaßen den kategorischen Imperativ des 
demokratischen Gemeinwesens, wonach in einer lebensbe-
drohlichen Gesundheitskrise die Rettung von Menschenle-
ben oberste Priorität hat. Bundeskanzler Sebastian Kurz wie-
derum, dessen steile politische Karriere nicht annähernd so 
profunde oder gar tiefe Überzeugungen erkennen lässt, ver-
fügt ganz offensichtlich über ein politisches Sensorium, das 
von seinem untrüglichen Machtinstinkt geleitet wird. Und 
der hat ihn vor der Riesengefahr des Politikversagens für die 
türkise ÖVP-Regierungszukunft in und nach einer Pandemie 
mit hoher Opferanfälligkeit frühzeitig gewarnt. Sein politi-

sches Handlungsmuster zur entschlossenen Bekämpfung der 
sich anbahnenden Gesundheitskrise unterscheidet sich da-
her signifikant von dem zögerlichen Einstieg gleichgesinnter 
europäischer und internationaler Vertreter der „ordentlichen 
Mitte-Rechts-Politik“ in den politischen Krisenmodus. Dass 
dieser Attentismus für eine Vielzahl von vermeidbaren Pan-
demieopfern verantwortlich zeichnet, liegt inzwischen auf 
der Hand und wird in der politischen Aufarbeitung der Co-
ronakrise nicht ohne demokratische Konsequenzen bleiben. 
Und so hat es den Anschein, dass die Propagandaphrase zur 
Rechtfertigung der politischen Richtungsgegensätze im Pro-
gramm der türkis-grünen Regierung, die „das Beste aus bei-
den Welten“ beschwört, erstmals reale Bedeutung gewinnt. 
Die unüberwindliche Gesinnungsethik der Grünen und der 
klientilistische Machtopportunismus der türkisen Kurz-ÖVP 
ergeben eine handlungsleitende Verbindung, deren pragma-
tische Wirkung in der gesundheitspolitischen Bekämpfung 
der SaRS-CoV-2-Pandemie unbestreitbare Erfolge verzeich-
net. Und so reiht sich Österreich bei aller gebotenen Vor-
sicht im Hinblick auf die epidemiologische Daten- und Pro-
gnoseunsicherheit in die Gruppe jener Länder ein, denen es 
in der ersten Phase der Pandemie gelungen ist, durch früh-
zeitig und entschlossen gesetzte Maßnahmen („Lockdown“) 
die Ansteckungsausbreitung einzudämmen („flattening the 
curve“) und damit im Rahmen der medizinischen Versor-
gungskapazitäten zu bleiben, um die Opferzahlen so niedrig 
wie möglich zu halten.

D

KEINE RELATIVIERUNG GESUNDHEITSPOLITI-
SCHER KRISENFEHLER

Damit sollen keinesfalls die für diese Regierungskonstel-
lation typischen Begleiterscheinungen des gesundheitspoliti-
schen Krisenmanagements kleingeredet(-geschrieben) wer-
den, die einer gesonderten Betrachtung wert wären. Daher ist 
auch die Kritik am notorischen Wirtschaftslobbyismus in den 
ÖVP-beherrschten Tourismusgebieten nicht suspendiert, in 
denen die einträglichen Abschlussveranstaltungen der Winter-
saison ziemlich unbeirrt zu Ende gefeiert wurden, um prompt 
zu innerösterreichischen und westeuropäischen Hotspots der 
Ansteckungsausbreitung zu avancieren. 

Und ganz sicher soll auch nicht der entschlossene Auf-
tritt der politischen Opposition und der kritischen Medien 
gegen die dystopische Angstpropaganda des türkisen Regie-
rungschefs relativiert werden, worin er bereits im xenophoben 
Kontext der Migrationskrise und wenig später an der Seite der 
FPÖ-Regierungspartner seine Meisterschaft unter Beweis ge-
stellt hat. Auch die fortwährende Verweigerung des kontrol-
lierenden Zugangs zu transparenten Entscheidungsgrundlagen 
für die gesetzten Eindämmungsmaßnahmen und den schritt-
weisen „way out“ aus dem Lockdown soll nicht aus dem Fo-
kus der Kritik geraten. Nachdem sich die türkise ÖVP ent-
gegen sonstiger rechtspopulistischer Gewohnheiten immerhin 
und nicht zuletzt aus Gründen der Verantwortungsteilung 
unter wissenschaftlichen Beratungseinfluss begeben hat, was 
sich für ein späteres „blame game“ noch als nützlich erwei-
sen könnte. Weshalb sie aber den evidenzbasierten Methoden 
der politischen Entscheidungsfindung nicht mehr gar so abge-
neigt erscheint. Und selbstverständlich muss mit allen rechts-
staatlichen Mitteln gegen die Einübung der Regierenden in 
den autoritären Dirigismus samt Grundrechtseinschränkung 
und Verfassungsmissachtung aufgetreten werden. Schließlich 
muss man auch die tägliche MinisterInnenparade zur Dauer-
pressekonfernz nicht mögen, in der selten gezielte und kriti-
sche Fragen gestellt werden, geschweige denn dass sie je kon-
kret und hilfreich beantwortet worden wären. Außer dass der 
zur Metternich‘schen Form des Polizeistaatsministers aufge-
laufene Innenminister jederzeit mit allen Details der Anzei-
gen- und Strafregisterstatistik dienlich sein kann. 

All das bleibt beachtlich und kritikwürdig, soll aber für die 
nachfolgende Thematik vorerst einmal in den Hintergrund 
treten.

DIE ÖKONOMISCHE KRISEN-KATASTROPHE 
STEHT IM VORDERGRUND

Dem gesundheitspolitischen Erfolg bei der Bekämpfung 
der COVID-19-Ausbreitung mit den rigorosen Mitteln der frei-
heitsbeschränkenden Staatsintervention, deren vorübergehen-
de Notwendigkeit nicht in Zweifel gezogen werden soll, steht 
die Chronik der wirtschafts-, sozial- und kulturpolitischen 
Überforderung bei der Bewältigung der diskretionär ausgelös-
ten Lockdown-Krise gegenüber. Worin sich das ganze Aus-
maß an neoliberaler Ideologie und Ignoranz im wirtschafts-
politischen Umgang der türkis-grünen Regierung mit der 
Realität eines marktwirtschaftlichen Systems offenbart. Die 
Coronakrise ist nämlich keine systeminhärente („originäre“) 
Wirtschaftskrise ähnlich der Dotcom-Krise und ihrer eher 
milden Rezessionsfolgen am Beginn des gegenwärtigen Jahr-
hunderts. Oder der globalen Finanzmarktkrise, die spätestens 
nach dem Lehman-Crash im September 2008 in die „Große 
Rezession“ und durch die anschließende austeritätspolitische 
Fehlsteuerung der eU in die Staatsschulden- und Euro-Wäh-
rungskrise abgeglitten ist. Zwar haben alle wirtschaftlichen 
Indikatoren seit Mitte 2018 darauf hingedeutet, dass auch we-
gen der konjunkturpolitischen Abstinenz in der eU eine eu-
ropäische Rezession heraufdämmert, aber sie hätte niemals 
diesen krassen Kriseneinschlag bedeutet, den der politisch 
verordnete Lockdown als notwendige Vorkehrung gegen die 
SaRS-CoV-2-Pandemie bewirkt hat. Weswegen im Übrigen 
auch das alte, von der Regierung in diesen entscheidenden 
Punkten später abgeänderte Pandemiegesetz staatliche Scha-
denersatzleistungen für die von der seuchenbedingten Still-
standsverordnung betroffenen Wirtschaftssubjekte vorsah. Die 
türkis-grüne Regierung hat in völliger Verkennung der dra-
matischen Krisenfolgen des von ihr selbst verordneten Lock-
down mit dem üblichen medialen Trommelwirbel ein 4+2 
Mrd.-Euro-„Hilfsprogramm“ angekündigt, das vielleicht als 
moderates Konjunkturpaket gegen den seit 2019 virulenten 
Wirtschaftsabschwung sinnvoll gewesen wäre. In dem durch 
den Lockdown hervorgerufenen Stillstand aber, der den öster-
reichischen Haupthandelspartner Deutschland ein Rettungs-
programm in der Dimension von deutlich über einer halben 
Billion Euro (nach der „Zehnerregel“ auf österreichische Ver-
hältnisse heruntergebrochen: mindestens eUR 50 Mrd.!) sig-
nalisieren ließ, hat das ignorante Ankündigungsverhalten der 
wirtschaftspolitischen Unzulänglichkeit das genaue Gegenteil 
bewirkt. Nämlich einen dramatischen Unsicherheits-Impact, 
weil sich die Unternehmen in den Lockdown betroffenen 
Branchen, denen Umsätze und Liquidität verordnungswirk-
sam umgehend und umfassend abhandengekommen sind, den 
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DILETTANTISCHES KRISENMANAGEMENT VON WOLFGANG EDELMÜLLER 

WOLFGANG EDELMÜLLER unterzieht das wirtschaftspolitische Krisenmanagement der türkis-grünen Regierung 
einer fundamentalen Kritik. Den erschaffenem Bürokratiemonster unterschiedlicher Fonds stellt er eine Kombination 
aus grundsichernden Transfers und über die Geschäftsbanken abgewickelten, staatlich garantierten Krediten ge-
genüber.Während der Staat die Krisenkosten für KMUs durch Garantieeinlösung übernehmen sollte, könnte er bei 
großen Unternehmen zu erwartende Eigenbeiträge, die sich an Gewinnausschüttungen der letzten Jahre orientieren, 
gegenrechnen. Die wirklichen Verteilungskämpfe stehen aber noch bevor: Denn das vielbeschworene „Ende des Neo-
liberalismus“ werde nach Corona ebenso wenig von selbst eintreten, wie nach der Finanzkrise 2008/09.
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Zeitpunkt ausrechnen konnten, wann sie von Liquiditätsman-
gel und Verlusten erdrückt in der wirtschaftlichen Pleite ver-
sinken werden. Und dieser (unter den von der Regierung 
kurzfristig geschaffenen Umständen realistische) Erwartungs-
pessimismus hat prompt eine Arbeitslosigkeitslawine losge-
treten. Nach dem Prinzip „Rette sich, wer kann“ und unter 
dem Eindruck eines vorzeitigen Saisonendes im Tourismus ist 
binnen Wochenfrist die saisonale Arbeitslosigkeit von 400.000 
auf über 560.000 ArbeitnehmerInnen hochgeschnellt, womit 
im März 2020 mit einer Arbeitslosenquote von 13,4% der Un-
selbstständigen ein vermeidbarer Arbeitslosigkeits-Rekord in 
der Nachkriegsgeschichte verzeichnet wird. Den Sozialpart-
nern, nicht der Regierung, ist es dann mit den bewährten 
Mitteln eines adaptierten Kurzarbeitsmodells gelungen, die 
Kündigungswelle einzudämmen, nachdem das Kind bereits 
in den Brunnen gefallen war. Und auf den ohnehin hohen 
Sockel von Arbeitslosigkeit (362.000 ArbeitnehmerInnen im 
Durchschnitt des konjunkturellen Abschwungjahres 2019) der 
„Coronasockel“ draufgesattelt wurde.

ERHÖHUNG DER TRANSFERLEISTUNGEN 
ERFORDERLICH

Inzwischen sind annähernd 1,8 Mio ArbeitnehmerIn-
nen arbeitslos oder von Kurzarbeit (ca. 1,3 Mio.) betroffen, 
das entspricht bald der Hälfte der unselbständig Erwerbstä-
tigen in Österreich. Die Kurzarbeit hat neben der temporä-
ren Sicherung der Arbeitsplätze den eminenten Vorteil, dass 
bei einer gestaffelten Nettoersatzrate von 80% und 90% (100% 
bei Lehrlingen) der Einkommensverlust infolge der zwangs-
verkürzten Arbeitszeit über einen Zeitraum von drei Mona-
ten (mit Verlängerungsoption auf sechs Monate) in Grenzen 
gehalten wird, sodass die erzwungenen Ausgabenkürzungen 
der betroffenen ArbeitnehmerInnenhaushalte überschaubar 
bleiben und die unmittelbar negativen Nachfrageeffekte auf 
den EndverbraucherInnenmärkten deutlich geringer als bei 
Arbeitslosigkeit ausfallen. Denn letztere bringt bei einer im 
eU-Vergleich schlusslichtartigen Nettoersatzrate des Arbeitslo-
senentgelts von bloß 55% die betroffenen ArbeitnehmerInnen 
in der unteren Hälfte der Einkommensstatistik in finanziel-
le Notlagen, die bei anhaltender Arbeitslosigkeitsdauer durch 
den Übergang in die Notstandshilfe nochmals in Richtung 
Halbierung des letzten Arbeitsnettoeinkommens verschärft 
wird, woran auch die vorübergehende Eintrittsverzögerung in 
den Notstand nicht wirklich etwas ändert. 

Nicht von ungefähr sind Armut und Armutsgefährdung 

mit über 50% der statistisch erfassten Fälle durch Einkom-
mensmangel infolge von Arbeitslosigkeit verursacht. Der da-
mit verbundene Ausfall an privater Nachfrage für Güter und 
Dienstleistungen ist bei dem rapiden Anstieg der Arbeitslosig-
keit fatal und vergrößert die Erwartungsunsicherheit bei den 
betroffenen Unternehmen, wodurch eine Arbeitslosigkeits-
spirale angetrieben wird. Die türkis-grüne DilettantInnenre-
gierung hat den nichts als sinnvollen Vorschlag von ÖgB und 
sozialdemokratischer Opposition, die Nettoersatzrate des Ar-
beitslosenentgelts mit einer Erhöhung auf 70% für die Dauer 
der Coronakrise an die untere Grenze des Kurzarbeitsentgelts 
(80%) anzunähern, prompt und erwartungsgemäß abgelehnt. 
Ebenso wie die geforderte Anhebung des Mindestsicherungs-
niveaus. Denn es könnten ja dort wie da zu viele „Auslända“ 
in den Kreis der Begünstigten fallen. Aber wenn schon nicht 
für die mit türkiser Diskriminierung bedachten Arbeitneh-
merInnen mit oder ohne Migrationshintergrund (einer Mi-
schung aus neoliberaler Ausbeutergesinnung und rechtspopu-
listischer Fremdenfeindlichkeit), so hätten sie den Vorschlag 
wenigstens im Geschäftsinteresse der eigenen Unternehme-
rInnenklientel aufgreifen müssen, der wegbrechende Umsät-
ze und schwindende Liquidität zunehmend das Vertrauen in 
ihre wirtschaftliche Zukunft rauben. Damit werden nachfra-
gewirksame Stabilisierungseffekte preisgegeben, die nach der 
schrittweisen Überwindung des Lockdowns den Weg aus der 
Krise erleichtern würden.

„WHATEVER IT TAKES“ BÜROKRATISCH ERWÜRGT

Lässt sich die Regierungsablehnung sozialpolitischer Stabi-
lisierungsvorschläge zu Gunsten der arbeitenden Bevölkerung 
(zuletzt der Kampagne für einen Einmaljahresbonus an die 
unterbezahlten „SystemerhalterInnen“, die mehr als wohlfei-
len Applaus verdienen) noch mit dem latenten „Klassenkampf 
von oben“ der türkisen Kurz-ÖVP erklären, so ist der endlich 
vollzogene Schwenk zu einem Rettungsprogramm, das mit 
einem Rahmen von eUR 38 Mrd. diesen Namen zumindest 
ansatzweise verdient, nur mehr wirtschaftspolitischem Dilet-
tantismus geschuldet. Mit der großspurigen Ankündigung: 
„koste es, was es wolle“ (Copyright Mario Draghi vom 26. 
Juli 2012: „ ...whatever it takes ... And believe me, it will be 
enough.“) ist gleichzeitig die neoliberale Fassade der türkisen 
Wirtschafts- und Fiskalpolitik (Schwarze Null, Staatsschul-
denabbau, Reduktion der „Staatsquote“) krachend herabge-
stürzt. Alle neoliberalen Dogmen der Wirtschaftspolitik wur-
den umgehend über Bord geworfen, sobald selbst den türkisen 
IdeologInnen klar geworden ist, dass es mit dem Lockdown 
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ihrer eigenen Klientel wirtschaftlich an den Kragen geht. Ge-
gen die Überzeugungskraft des Faktischen haben eben die 
neoliberalen Hirngespinste keinen Auftrag. Geradezu über-
wältigend ist aber der bürokratische Hürdenlauf, mit dem die 
Regierung die stückwerkartige Umsetzung des Rettungspro-
gramms inszeniert hat. Sie wussten ganz einfach nicht, was 
zu tun ist in einem ad hoc eintretenden wirtschaftlichen Still-
stand, der bei den betroffenen Unternehmen unmittelba-
re Umsatzverluste und Liquiditätskrisen auslöst. Und bei der 
Vielzahl von Arbeitslosen, Scheinselbständigen, Einpersonen-
unternehmerInnen, freischaffenden Kunst- und Kulturpro-
duzentInnen und freiberuflichen DienstleisterInnen Einkom-
mens- und Auftragsverluste in einem Ausmaß bewirkt, das die 
finanzielle Deckung für die individuellen und familiären Kos-
ten der Lebenshaltung in Frage stellt. Anstatt dem Lockdown 
und der Ankündigung des Rettungsschirms von eUR 38 Mrd. 
einen Notfallplan folgen zu lassen, der den in ihrer materiellen 
Existenz unmittelbar bedrohten Bevölkerungsteilen ein finan-
zielles Mindestauskommen durch rasche Sozialtransfers sichert 
und den in Zahlungskrisen hineinschlitternden Unternehmen 
einen Weg zur kurzfristigen Liquiditätssicherung erschließt, 
wurde durch unübersichtliche Fondsgründungen, praxisfrem-
de Vergaberichtlinien und inkompetente Entscheidungsstruk-
turen ein bürokratisches Chaos veranstaltet, sodass für viele 
selbständig Erwerbstätige die rettenden Zuwendungen zu spät 
kommen und der erwartungsstabilisierende Ankündigungsef-
fekt des Rettungsschirms rasch verpufft ist. Eine Geschäftsaus-
stiegs- und Insolvenzwelle trotz stufenweiser Beendigung des 
Lockdowns auf Grund der vergleichsweise günstigen Pande-
mieentwicklung könnte die Folge sein.

DEN BANKENSEKTOR MITEINBEZIEHEN

Es ist auch völlig unverständlich, dass die Regierung zur 
Bewältigung der allgemeinen Liquiditätskrise, die sich mit 
der Fortdauer des Lockdowns auszubreiten begann, nicht den 
Bankenapparat aktiviert hat. Denn es sollte doch in die höhe-
ren Ränge selbst dieser Regierung und ihrer Kabinettsmitar-
beiterInnen die Kunde vorgedrungen sein, dass in den vor-
herrschenden Geldsystemen, die man als Teilreservesysteme 
bezeichnet, die Geschäftsbanken für die dezentrale Liquidi-
tätsversorgung von Haushalten, Unternehmen und Instituti-
onen zuständig sind. Diese Geschäftsbanken erzeugen die zur 
Liquiditätssicherung notwendigen Zahlungsmittel (Giralgeld) 
im Kreditvergabeprozess durch Zuzählung von eingeräum-
ten Krediten an ihre privaten -, Firmen- und institutionellen 
Kunden. Nur die Banken sind daher (neben den sofortigen 

Transferleistungen des Staates) technisch in der Lage, un-
mittelbar und rasch im Rahmen eines regelgebundenen Ge-
schäftsprozesses den Liquiditätsbedarf ihrer KundInnen zu de-
cken. Eine dieser essenziellen Regeln findet sich im Paragraph 
39, Absatz 1 des österreichischen Bankwesengesetzes (BWg), 
der den Geschäftsleitern der Kreditinstitute Sorgfaltspflich-
ten auferlegt, „insbesonders (sich) über die bankgeschäftlichen 
und bankbetrieblichen Risiken zu informieren, diese durch 
angemessene Strategien und Verfahren zu steuern, zu überwa-
chen und zu begrenzen...“. Allein diese bankspezifische Sorg-
faltsbestimmung und der daraus abgeleiteten Verpflichtung 
zur Risikosteuerung und -begrenzung zwingt die Bankvor-
stände bei einem derart dramatischen und unvorhersehbaren 
Kriseneinschlag, wie ihn der pandemiebedingte Lockdown 
in vielen Branchen der Volkswirtschaft ausgelöst hat, zu ei-
ner umgehenden und umfassenden Risikoüberwachung der 
Kredit- und Ausleihungsportfolii, aus denen sie ursprüng-
lich die Zahlungsmittel für die laufenden Geschäfte, Projek-
te und finanziellen Vorsorgen ihrer KundInnen generiert ha-
ben. Und deren Werthaltigkeit (Einbringlichkeit) das eigene 
Bankbetriebsergebnis maßgeblich beeinflusst. Der Bankenap-
parat muss also ohnehin handeln und kann nicht zuwarten, bis 
serielle Zahlungskrisen seiner KundInnen die risikokostenre-
levante Ausfallshäufigkeit im Kreditportfolio nach oben treibt. 
Und jede vernünftige und sachkompetente Regierung macht 
sich diesen Umstand zu Nutze, indem sie in dieser Krisen-
situation dem Bankenapparat zur risikobegrenzenden Liqui-
ditätssicherung seiner KundInnen geeignete Instrumente mit 
unmittelbarer und rascher Wirksamkeit zur Verfügung stellt.

VOLLGARANTIE FÜR NOTFALLKREDITE

Es liegt auf der Hand, dass das probateste Mittel zur Liqui-
ditätssicherung im privaten Unternehmenssektor im Rahmen 
der vom Lockdown erzwungenen ad-hoc-Risikoüberwa-
chung des Bankenapparats die regressfreie staatliche Vollga-
rantie für Notfallkredite darstellt, die es den Geschäftsbanken 
ermöglicht, auf souveräner Risikobasis den unmittelbaren Li-
quiditätsbedarf zur Insolvenzabwehr der stillstandsbetroffenen 
KundInnen zu überbrücken. Das ist aber bloß die notwendige 
Bedingung neben einer Serie von hinreichenden Bedingun-
gen, die als Konditionalität in das Konzept der Staatsgarantie 
integriert werden muss. Dazu gehört, dass der fortbestands-
sichernde Liquiditätsbedarf nachvollziehbar und professio-
nell gemäß einem allgemeinen, von der Regierung vorgege-
benen Lockdownszenario für das Coronakrisenjahr 2020 (z. 
B. 2 Monate Stillstand, 3 Monate stufenweises Hochfahren, 
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Jahresrest für die Umsatzaufholung eventuell mit saisonaler - 
und Branchendifferenzierung) im Stil eines Stressszenarios er-
mittelt wird. Spätestens seit Keynes (oder - wem das weniger 
Überwindung kostet - seit dem Antikeynesianer Frank Knight 
von der Chicago School of Economics) ist bekannt, dass die 
wirtschaftliche Zukunft einer fundamentalen Unsicherheit 
unterliegt, die sich dem stochastischen Risikokalkül entzieht. 
Wenn daher die Zukunft durch die unkalkulierbaren Aus-
wirkungen des pandemieabhängigen Lockdowns so ungewiss 
wird, dass sie auch durch begründete Erwartungen nicht mehr 
eingeschätzt werden kann, dann ist wenigstens die Vergangen-
heit als Richtschnur der wirtschaftlichen Orientierung be-
kannt. Und die Ergebnisse der unmittelbaren Vergangenheit 
des abgelaufenen Geschäftsjahres sind bei ordentlicher Rech-
nungslegung sogar ziemlich sicher. Die Unternehmen aller 
Größenordnungen - vom ePU-Einnahmen/Ausgaben-Rech-
ner über das bilanzierungspflichtige KmU bis zum bilanzkon-
solidierenden Konzern - haben daher im Erhellungszeitraum 
des ersten Quartals 2020 zumindest ihre Pro-Forma-Jahres-
abschlüsse 2019 erstellt oder können sie mit wenig Aufwand 
bei ihren SteuerberaterInnen erstellen lassen, sodass die Ban-
ken mit verlässlichen Informationen über die wirtschaftli-
chen Vermögensverhältnisse und die finanzielle Lage ihrer 
KundInnen als Voraussetzung der aktuellen Bonitätsfeststel-
lung versorgt werden können. Durch Kombination der Aus-
gangsbonität 2019 mit einem aus dem vorgegebenen Coro-
na-Stressszenario abgeleiteten Liquiditätsplan 2020 wird aus 
der lockdownbedingten Ungewissheit ein bearbeitungsfähiges 
Fortbestandskonzept. (Und dabei kann zumindest im Unter-
nehmenssektor diese ganze Steuer-, Abgaben- und sonstige 
Stunderei beiseitegelassen werden, weil sie nur die finanziel-
le Unordnung vergrößert!) Diesen Fortbestand zu erhalten, 
liegt im Interesse des risikosteuerenden Kreditportfolioma-
nagements der Geschäftsbanken, sodass es gegen die Liquidi-
tätssicherung der lockdowngeschädigten Unternehmens- und 
PrivatkundInnen unter dem Risikoschirm des Staates keinen 
rationalen Einwand gibt. (Sollte der Bankenapparat wider Er-
warten zu wenig Kooperationsbereitschaft zeigen, könnte die 
Bankenaufsicht den Weg der „moral suasion“ beschreiten und 
in einem Rundschreiben für 2021 unter Verweis auf den § 39 
Abs. 1 BWg einen Prüfungsschwerpunkt zur adäquaten Risi-
kosteuerung unter der „risk mitigation“ der staatlichen Ga-
rantie für Notfallkredite in der Coronakrise ankündigen). Es 
muss nur als weitere Garantiebedingungen von den Banken 
sichergestellt werden, dass der in den Liquiditätsplänen er-
mittelte Kreditbedarf durch entsprechende Zuzählungskont-
rollen widmungsgemäß verwendet wird. Das beinhaltet auch 

den Ausschluss von Einschränkungen bestehender Kreditrah-
men und deren Ausnützung zu Lasten der staatsgarantierten 
Notfallkredite durch eine entsprechende „standstill“-Klausel 
in der Garantieurkunde. Im Gegenzug muss vom Garantiege-
ber Klarheit über die Ausgestaltungsmöglichkeiten der Rück-
zahlung der garantierten Notfallkredite hergestellt werden.

VOLLE KRISENENTSCHÄDIGUNG FÜR KMUS – 
EIGENBEITRÄGE FÜR DIVIDENDENKAISER

Das lässt sich in Rahmenrichtlinien, die sich am Entschä-
digungsgedanken des ursprünglichen Pandemiegesetzes orien-
tieren, festschreiben. Demnach hätten alle Unternehmen des 
ePU/KmU-Sektors gleich welcher Branche und Sparte (ent-
sprechend den eU-konformen Größenkriterien) einen An-
spruch auf Ersatz der lockdown-bedingten Verluste, die mit 
der Vorlage des Pro-Forma-Jahresabschlusses 2020 dem Fi-
nanzamt bis zum Ende des ersten Quartals 2021 nachgewiesen 
werden und durch einen die Garantieinanspruchnahme aus-
lösenden (Teil)forderungsverzicht des Notfallkredits ausgegli-
chen werden. Der den Banken aus den Mitteln des Rettungs-
schirms kompensierte Forderungsverzicht egalisiert somit als 
außerordentlicher Ertrag den nachweislichen Lockdown-Ver-
lust, sodass die Bonitätsbeeinträchtigung der BankkundInnen 
im Coronakrisenjahr 2020 beseitigt wird, ohne strukturelle 
Verluste aus sonstigen Ursachen zu tangieren. Vorweg müs-
sen aber alle übrigen Direktförderungen aus dem Rettungs-
schirm (wie beispielsweise die Kurzarbeitsentschädigung) als 
öffentliche Quelle der Verlustkompensation zur vorrangigen 
Rückzahlung des Notfallkredites verwendet werden. Ein nach 
Verlustausgleich verbleibender Kreditrest wird innerhalb einer 
begrenzten Garantielaufzeit (z.B. 5 -10 Jahre) in Raten zu-
rückgezahlt. Damit könnte der in Österreich breit angelegte 
ePU/KmU-Sektor nicht nur rasch und unbürokratisch gerettet 
werden, sondern auch eine erwartungsstabilisierende Pers-
pektive gewinnen, die eine Grundlage für den Aufschwung 
nach dem Coronakrisenjahr bietet könnte. Für den Großun-
ternehmenssektor sollte nach analogen Maßstäben vorgegan-
gen werden, allerdings mit der Einschränkung, dass die Rück-
zahlungsgestaltung an erweiterte Bedingungen geknüpft wird. 
Dabei sollten an Hand der Gewinnsteuervermeidungs- und 
Ausschüttungspolitik der letzten fünf Jahre Kriterien der Ei-
genmittelvorleistung für die Inanspruchnahme von öffentli-
chen Mitteln aus dem Rettungsschirm entwickelt werden, die 
von Kapitaleinschüssen (Entnahmerückleitungen) über Betei-
ligungsaufgriffe durch debt-equity-swaps aus den Notfallkre-
diten bis zu temporären Ausschüttungsbeschränkungen über 
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die Restlaufzeit der Notfallkredite reichen können. Keinesfalls 
sollten die Fehler der Bail-Out-Politik vergangener System-
krisen wiederholt werden, die den dividendensatten Anteils-
eignerInnen auch noch künftiges Vermögen und Vermögens-
erträge samt Steuerprivilegien zu Lasten des Staatshaushalts 
gesichert haben. Über all diesen Maßnahmen muss als obers-
te Garantiebedingung und wichtigstes volkswirtschaftliches 
Stabilisierungsziel die Sicherung der höchstmöglichen Anzahl 
von Arbeitsplätzen stehen, jedenfalls aller Arbeitsplätze, für 
die gleichzeitig Kurzarbeitshilfe beantragt wurde.

ABWICKLUNG ÜBER FINANZÄMTER – PARALLE-
LES KONJUNKTURPROGRAMM

Aus der Zielrichtung dieses Rettungskonzepts durch 
kurzfristige Liquiditätssicherung im Kooperationsweg zwi-
schen Regierung und Geschäftsbankenapparat leitet sich 
auch das Antrags-, Prüfungs- und Entscheidungsverfahren 
ab, das den liquiditätsbedürftigen Unternehmen den derzei-
tigen bürokratischen Hürdenlauf erspart, der in dem verunsi-
chernden Erwartungsfrust von „too little, too late“ mit mög-
lichen Geschäftsschließungs- und Insolvenzfolgen mündet. 
Die Geschäftsbanken als Drehscheibe der kurzfristigen Liqui-
ditätsüberbrückung im Wege staatsgarantierter Notfallkredi-
te sorgen für die rasche Einrichtung eines in ihren eigenen 
Risikoüberwachungsprozessen eingebetteten Verfahrens, das 
je nach Unternehmensgröße die SteuerberaterInnen, Rech-
nungswesenleiterInnen, ControllerInnen und Wirtschaftsprü-
ferInnen aktiviert, um valide (Pro-Forma-)Zahlen über das 
Geschäftsjahr 2019 und den Notbedarf an Überbrückungsli-
quidität gemäß dem von der Regierung verlautbarten Lock-
down-Szenario („Corona-Stress-Szenario“) 2020 erarbeiten, 
die den KundenbetreuerInnen und zugeordneten Kredit-
risikomanagerInnen zur Bonitätsanalyse vorgelegt werden, 
um darauf eine Promesse für den liquiditäts- und bonitäts-
sichernden Notfallkredit unter regressfreier Staatsgarantie zu 
begründen. Dieser von den Banken vorgeprüfte Antrag in 
drei konzisen Zahlenteilen (vorläufiger Jahresabschluss 2019, 
Liquiditätsbedarfsplan unter Corona-Lockdown-Stressbe-
dingungen für 2020 und daraus abgeleitete Kreditpromesse 
samt Zuhalteverpflichtung für die bestehenden Kreditlinien) 
wird dem zuständigen Finanzamt zur kurzfristigen Garantie-
entscheidung vorgelegt, das sodann die Garantieurkunde mit 
den vorgeschriebenen Einzelbedingungen und den Rahmen-
bedingungen für die Rückzahlungsgestaltung an die einrei-
chende Geschäftsbank ausstellt. Die Bank braucht nur mehr 
den Notfallkredit dokumentieren und seine widmungsge-

mäße Zuzählung überwachen. Entlang derselben Prozess-
kette wird ein Jahr später mit der Vorlage des (Pro-Forma-)
Abschlusses 2020 in Verbindung mit Nachweisen für die wid-
mungsgemäße Verwendung der Kreditmittel, bereits erfolgte 
Kreditrückführungen aus sonstigen Zuschüssen des Rettungs-
schirms, die Beschäftigungssicherung und die Lockdown-be-
dingte Verlustabgrenzung der Antrag für die Rückzahlungs-
gestaltung eingereicht und so rechtzeitig entschieden, das sie 
im endgültigen Jahresabschluss 2020 Berücksichtigung findet. 
Das Konzept ist flexibel gestaltbar und kann an die Risiken 
der Pandemieentwicklung („zweite Welle“) angepasst und er-
forderlichenfalls auf 2021 zumindest teilweise erweitert wer-
den. Aber ob sich eine solche Notwendigkeit einstellt, hängt 
ganz entscheidend von den erwartungsstabilisierenden Nach-
frageeffekten eines parallel entwickelten staatlichen Konjunk-
turprogramms ab.

So wie der Rettungsschirm bisher gehandhabt wurde, ist 
schon absehbar, dass die von der türkis-grünen Parlaments-
mehrheit absichtlich versäumte bzw. verhinderte parlamen-
tarische Kontrolle der Mittelvergabe in einem späteren Un-
tersuchungsausschuss nachgeholt wird. Und es sollte nicht 
überraschen, dass sich erst dann das ganze Debakel dieser so 
intransparenten wie wirtschaftspolitisch ineffektiven Anwen-
dung des Rettungsschirms offenbart.

VIER PUNKTE FÜR EIN WIRKSAMES 
ANTI-KRISENKONZEPT

Eine im wirtschaftspolitischen Krisenmanagement eini-
germaßen kompetente oder gut beratene Regierung hätte da-
her den Rettungsschirm anstatt eines bürokratischen Molochs 
von vergabeunsicheren Hilfs-, Nothilfs-, Soforthilfs-, Härte-
fall- und („Weiß der Teufel“-) Sicherungsfonds durch transpa-
rente Stabilisierungsprogramme ausgestaltet, die folgende In-
halte annehmen könnten:

1. Sozialpolitische Stabilisierung
Ein sozialpolitisches Stabilisierungsprogramm, das auf der 

ArbeitnehmerInnenseite vorerst bis Jahresende die Netto-
ersatzrate des Arbeitslosenentgelts an die untere Grenze der 
Kurzarbeitsersatzrate (80%) anpasst oder zumindest annä-
hert (70%), den Übertritt in die Notstandshilfe zur Vermei-
dung von weiteren Kürzungseffekten generell sistiert und die 
Sozialhilfe (vormals Mindestsicherung) auf einen auskömm-
lichen Richtwert (z.B. 70% des Nettoeinkommens aus Min-
destlöhnen) anhebt. Darüber hinaus wird für alle ePUs, freie 
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DienstnehmerInnen, freiberufliche DienstleisterInnen und an-
derweitig selbständig erwerbstätige Einzelpersonen (siehe z.B. 
Pflegepersonal oder die AkteurInnen in der freien Kunst- und 
Kulturszene), deren auftragsabhängiges Erwerbsschicksal mit 
dem Verlust des „Unternehmerlohns“ in der Coronakrise 
deutlich näher an die Einkommensmisere der Arbeitslosen he-
ranrückt, unbeschadet der betrieblichen Liquiditätssicherungs- 
und Verlustübernahmemöglichkeiten (z.B. für die Miete von 
Behandlungseinrichtungen oder eines Studios) eine vorüber-
gehende Grundsicherung ausbezahlt, von der die betroffenen 
Personen und ihre Familien leben können und die bei Wie-
derherstellung ursprünglicher Einkommensverhältnisse endet. 
Verwaltungszuständigkeit: Arbeits- und Sozialministerium.

2. Liquiditätssichernde Stabilisierung
Ein liquiditätssicherndes Stabilisierungsprogramm für den 

gesamten Unternehmenssektor auf souveräner Risikoba-
sis (Staatsgarantien für Notfallkredite) unter Einschaltung des 
Geschäftsbankenapparats, verbunden mit einer gesicherten 
Option auf Übernahme der nachweislich coronabedingten 
Lockdownverluste des Jahres 2020 für den notorisch unterka-
pitalisierten ePU/KmU-Sektor und einer differenzierten Opti-
on auf Eigenmittelstärkung über diverse Kapitalinstrumente 
für den Großunternehmenssektor (siehe oben). Verwaltungs-
zuständigkeit: Finanzministerium mit volumensabhängiger 
Kompetenzverteilung zwischen Finanzämtern, Finanzlandes-
direktionen und einer Zentralstelle im Bundesministerium.

3. Transformatives Investitionsprogramm
Ein nachfrageanregendes und konjunkturbelebendes In-

vestitionsprogramm in den Ausbau und die ökologische 
Transformation der Basisinfrastruktur (Verkehr, Energie und 
Logistik als strukturelle Vorbedingung der Lenkungswirksam-
keit einer sozial-ökologischen Steuerreform), in die soziale 
Wohnungswirtschaft, in das öffentliche Gesundheitswesen, in 
die Bildungsinfrastruktur, in die sozialen Sicherungssysteme 
(u.a. Rehabilitation und Pflege) und in Forschung und Ent-
wicklung. Die angemessene Dimension eines investiven Auf-
bauprogramms dieser oder ähnlicher Art, das sich über meh-
rere Nach-Corona-Jahre erstreckt, wird darüber entscheiden, 
wie rasch der Vertrauensverlust nach dem dilettantischen Kri-
senmanagement des Lockdownschocks überwunden wird, der 
Erwartungsoptimismus wiederkehrt und die Nachfrageaufho-
lung für steigende Kapazitätsauslastung sorgt, sodass Kurzar-
beit und Arbeitslosigkeit rasch sinken. Wenn das unterbleibt 
oder dem wirtschaftspolitischen Unzulänglichkeitstrend dieser 
Regierung folgt, dann wird sich die Arbeitslosigkeit durch Be-

reinigungsprozesse zum Ende des Lockdowns und nach dem 
Auslaufen der Kurzarbeitsfristen auf hohem Niveau verfesti-
gen und künftige Wachstumserwartungen deutlich dämpfen.

4. Job-Garantie-Programm
Entwicklung eines nachhaltigen Job-Garantie-Kon-

zepts mit Arbeitsbeschaffungs- und Ausbildungszielen („Ak-
tion 20.000“ und mehr, wirkungsvolle amS-Umschulungs-
programme und Lehrlingsausbildungsgarantie durch gezielte 
Reaktivierung der öffentlichen Lehrwerkstätten), das über ei-
nen gemeinnützigen und durchlässigen Pufferarbeitsmarkt 
zu Mindestlohnkonditionen alle Arbeitskräfte in konjunktu-
reller und struktureller Transition einkommensgesichert auf-
fängt, um dauerhaft Vollbeschäftigung herzustellen. In der 
ökonomischen Debatte handelt es sich dabei um ein wert-
schöpfungsorientiertes Gegenkonzept zum bedingungslosen 
Grundeinkommen. Das ist die Basis für die nachhaltige Stär-
kung der Verhandlungsmacht der Gewerkschaften, um das 
Produktivitätswachstum für die Reallöhne preis- und vertei-
lungsneutral auszuschöpfen, woraus eine stabile Wirtschafts-
entwicklung mit stetigen, breit verteilten Wohlstandszuwäch-
sen resultieren könnte.

DER NEOLIBERALISMUS IST NICHT TOT

Der vierte Punkt dieses oben skizzierten Programms 
übersteigt den ideologischen Horizont der türkis-grünen 
Regierungspartnerschaft, wo der türkise Teil im neolibe-
ralen Konzept der maximalen Arbeitsmarktliberalisierung 
(zweckdienlich abgerührt mit den xenophoben und antimus-
limisch-kulturkämpferischen Zutaten der türkisen Nachah-
mungsform des Rechtspopulismus) und der grüne Teil in 
Grundeinkommensphantasien verfangen ist. Die türkis-grün 
gemischten Staatsschuldenphobiker der Regierung werden 
ohnehin schon bald von der Angst vor der eigenen „Kos-
te es, was es wolle“-Courage eingeholt werden, wenn es um 
die Finanzierung der Krisenkosten (und der staatlichen Kon-
junktur- und Aufbauprogramme) geht, die überdies bei an-
haltendem Dilettantismus des wirtschaftspolitischen Krisen-
managements steigen werden. Denn mit unterschiedlichen 
Symptomverläufen laborieren beide Koalitionspartner an 
dem Schwäbische-Hausfrau-Syndrom und glauben daher in 
ihrer ideologisch beschränkten Erkenntnisfähigkeit, dass sich 
eine solide Gestion des Staatshaushalts an den Sparsamkeits-
prinzipien der sprichwörtlichen „Schwäbischen Hausfrau“ 
orientieren muss, sodass sich die Staatsausgaben im Rahmen 
der Staatseinnahmen aus Steuern und Abgaben zu halten ha-
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ben und Staatsschulden tunlichst zu vermeiden oder zumin-
dest rigoros zu begrenzen sind. Ganz abgesehen davon, dass 
auch die private Verschuldung im Stil vorgezogener Ein-
kommensverwendung substanzielle Wohlfahrtseffekte her-
vorbringt (sonst würde die Masse der EigenheimbesitzerIn-
nen immer erst nach jahrzehntelangen Ansparfristen gegen 
Ende ihres Erwerbslebens und nach beträchtlichen Mietauf-
wendungen in den ersehnten Wohnungsgenuss unter eige-
nem Dach kommen), ist dieser makroökonomische Irrglaube 
der tiefere Grund für die fiskalpolitischen Austeritätstortou-
ren, denen Realwirtschaft und arbeitende Bevölkerung un-
ter den variantenreichen Titeln Schwarze Null, Staatsschul-
denabbau, Staatsquotenbegrenzung, usw. ausgesetzt werden. 
Und die von einer Vielzahl konfuser und empirisch völlig ir-
relevanter Theorien begleitet werden. (Der Laffer-Kurven-
Effekt ist ein skurriles Beispiel aus diesem Sortiment, wo-
nach erst die Senkung der Steuertarife das Steueraufkommen 
beflügelt und so das gleichzeitige Wunder von ausgegliche-
nem Staatshaushalt und niedriger Steuer- und Abgabenquo-
te vollbringt.) Dass der Corona-Schock eine heilsame Wir-
kung in Richtung wirtschaftspolitischem Pragmatismus (das 
schon oft beschworene „Ende des Neoliberalismus“) hat, 
ist in Anbetracht der bekannten Äußerungen aus der Rei-
he der türkisen Regierungsmitglieder (zuletzt die Deregu-
lierungsankündigung des Kanzlers) nicht anzunehmen, aber 
die Nagelprobe wird die Finanzierungsfrage der Krisenkosten 
erbringen. Sie ist allenfalls über die sozial-ökologische Steu-
erreform hinaus mit der verteilungsrelevanten Entprivilegie-
rung der Gewinn-, Einkommens- und Vermögenssteuersys-
teme verknüpft. Und erfordert schlussendlich die Einsicht, 
dass der Staat seine Schulden nicht zurückzuzahlen braucht, 
solange die Zentralbank (in der Währungsunion die ezB) ihre 
Rolle als „lender of last resort“ wahrnimmt und eine Zinspo-
litik der „zero lower bound“ (Nullzinspolitik) betreibt. Und 
das führt geradewegs zum überfälligen institutionellen Re-
formbedarf von eU und eWU, die gerade selbst um integrati-
ve Krisenbewältigungsbeiträge ringen. Dass ausgerechnet die 
türkis-grüne Regierung in Wien ihr Krähwinkel des subsidi-
aristischen Nationalismus, dessen Schrebergärten gerade im 
Frühling der Corona-Krise mit lautstarkem Propagandaauf-
wand frisch bepflanzt wurden, verlässt, um substanzielle Re-
formvorhaben zu unterstützen, ist nicht zu erwarten.

WOLFGANG EDELMÜLLER 
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DILETTANTISCHES KRISENMANAGEMENT VON WOLFGANG EDELMÜLLER 

SCHWERPUNKT: DIE SOZIAL-ÖKONOMISCHE CORONA-KRISE
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ie wirtschaftlichen Folgen der Corona-Krise tref-
fen praktisch alle. Wer nicht im öffentlichen Sek-
tor oder einer essentiellen Branche arbeitet, hat 
einen Einkommensverlust erlitten – aber nicht 

jeder in gleicher Höhe. Viele davon so dramatisch, dass sie 
sich die Grundversorgung wie Miete und Lebensmittel nicht 
mehr leisten können. Die Bundesregierung hat angekündigt, 
dass „niemand zurück- und alleingelassen wird, koste es was 
es wolle“. Dafür nimmt sie mindestens eUR 38 Mrd. in die 
Hand. Das meiste davon wird für die notwendige Sicherung 
der Liquidität der Unternehmen verwendet: eUR 15 Mrd. Im 

Corona-Hilfsfonds sind eUR 9 Mrd. an Kreditgarantien. Alles 
mit dem Ziel Unternehmenspleiten zu verhindern und vor 
allem Beschäftigung zu sichern. Doch die Beschäftigungsbi-
lanz ist mager. Die vielzitierte Trumpfkarte in dieser Frage 
ist das neue Corona-Kurzarbeitsmodell. Prinzipiell ist die 
Kurzarbeit mit ihrer 90%-Nettoersatzrate und der Übernah-
me der vollen Bezüge sinnvoll ausgestaltet und großzügig. Sie 
erreicht ihr Ziel aber nur bedingt. Zwar sind schon über 1,3 
Mio. Arbeitsplätze damit abgesichert worden, trotzdem haben 
wir Rekordarbeitslosigkeit mit 571.000 Menschen ohne Job 
(Stand: 2.5.2020).

D

 Jene tausenden neuen Arbeitslosen sind überwiegend in 
der Gastronomie, im Handel oder am Bau tätig. Branchen, 
in denen sich besonders viele der rund 300.000 Menschen 
in Arbeitsarmut befinden, die bereits vor der Krise trotz Er-
werbstätigkeit kaum über die Runden kamen. Der Verlust des 
Arbeitsplatzes trifft diese besonders hart, denn das Arbeitslo-
sengeld beläuft sich auf nur 55% des bisherigen Gehalts. Wer 
also bisher schon wenig verdient hat, hat nun noch weniger 
Geld, um Fixkosten wie Miete und Lebensmittel zu decken. 
Und das womöglich relativ lange. Denn der Arbeitsmarkt 
steht während der Krise praktisch still, weil quasi niemand neu 
eingestellt wird.

Dazu kommen noch jene Menschen, die keinen oder 
kaum Anspruch auf Arbeitslosengeld haben wie geringfügig 
Beschäftigte und Selbstständige, die vorher nicht unselbstän-
dig beschäftigt waren und keine freiwillige Arbeitslosen-Versi-
cherung abgeschlossen haben. Von den vom informellen Sek-
tor abhängigen Menschen noch gar nicht zu sprechen. Für sie 
alle bleibt nur der Härtefallfonds. Dieser verspricht bis zu eUR 
6.000 an einmaliger Soforthilfe. Die meisten sehen aber nicht 
so viel Geld. In der Praxis sind die Leute froh, überhaupt eUR 
500 zu ergattern. 

Das sind hunderttausende Menschen, die gemeinsam ha-
ben, plötzlich und unverschuldet einen Großteil ihres Ein-
kommens zu verlieren. Die Maßnahmen der Regierung dies 
auszugleichen, sind bisher unzureichend und inkonsequent 
umgesetzt. Dabei wäre es gar nicht schwierig, hier rasch und 
unbürokratisch zu helfen: Mit dem Corona-Ausgleichsgeld.

WIE FUNKTIONIERT DAS 
CORONA-AUSGLEICHSGELD?

Das Leitprinzip des Ausgleichsgeld ist eine Steigerung der 
Transferleistungen bei Arbeitslosigkeit um 15 Prozentpunkte. 
Das Ziel ist, dass jeder Arbeitslose, ob auf Arbeitslosen-Geld, 
Notstandshilfe oder in Mindestsicherung aber auch andere 
vom Einkommensverlust schwer getroffene wie Selbstständige 
ein Mindesteinkommen von mindestens eUR 1.000 pro Mo-
nat garantiert wird.

Die Umsetzung erfolgt über sechs konkrete Maßnahmen: 
1. Erhöhung der Nettoersatzrate des Arbeitslosengeldes 

von 55% auf 70%
2. Erhöhung des Ausgleichszulagenrichtsatzes um 15% 

von eUR 967 auf eUR 1.112

3. Effektive Erhöhung der Notstandshilfe um 15%, in 
dem die Richtsätze (92% bzw. 95% des al-Geldes) 
konstant gehalten werden

4. Aussetzung des Übergangs von Arbeitslosengeld in 
Notstandshilfe für die Dauer der Krise sowie die fol-
genden sechs Monate 

5. Erhöhung der Mindestsicherung auf mindestens eUR 
1.000 und Zugangserleichterungen

6. Zugang von Selbständigen zu Arbeitslosengeld 
vereinfachen 

DIE MASSNAHMEN IM DETAIL

Arbeitslosengeld
Eine Erhöhung der Nettoersatzrate auf 70% würde sicher-

stellen, dass die Betroffenen einkommensmäßig nur geringfü-
gig gegenüber den KurzarbeiterInnen benachteiligt werden. 
Die Kosten dafür sind mit eUR 0,79 Mrd. angesichts der Mil-
liardensummen überschaubar. Der Unterschied für die Be-
troffenen aber groß: Eine vollzeitangestellte Gastronomie-
kraft, die auf Grund der Corona-Krise gekündigt wurde und 
zuvor ein kollektivvertragliches Mindestgehalt von eUR 1.650 
brutto (eUR 1.542 netto, 12 Monatsgehälter) verdiente, hätte 
bei Kurzarbeit für die vereinbarte Dauer 90% ihres Nettomo-
natsgehalts, also eUR 1.383 netto (12 Monatsgehälter) bekom-
men. Bei Beantragung des Arbeitslosengeldes (nach Ablauf 
der Kündigungsfrist) erhält sie monatlich nur einen Grund-
betrag von eUR 915 netto. Inklusive Ergänzungsbeitrag blei-
ben ihr damit als Arbeitslosengeld nur eUR 970 netto im Mo-
nat. Das sind eUR 413 netto weniger als bei einer vereinbarten 
Kurzarbeitsregelung und eUR 572 netto weniger als ihr vorhe-
riges Gehalt. Bei einer Erhöhung der Nettoersatzrate auf 70% 
im Rahmen des Corona-Ausgleichsgeld würde sie eUR 1.164 
netto bekommen und damit nur um eUR 219 netto weniger 
als bei Kurzarbeit und um eUR 379 netto weniger als ihr vo-
riges Gehalt.

Notstandshilfe
Die Aussetzung des Übergangs vom Arbeitslosengeld in 

die Notstandshilfe hat die Regierung immerhin schon in ver-
änderter Form umgesetzt.  Der Fristenlauf wird zwar nicht 
ausgesetzt, aber Menschen, die während der Corona-Krise in 
die Notstandshilfe fallen, wird der daraus resultierende Diffe-
renzbetrag ausbezahlt. Ein guter Anfang, damit nicht während 
der Zeit des Stillstands zusätzlich Einkommensverluste erzeugt 
werden. Trotzdem sollte man hier großzügiger sein und die 
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sechs Folgemonate bis zum nächsten Aufschwung miteinbe-
ziehen, nachdem es auch für Personen mit Notstandshilfe in 
den nächsten Monaten de facto unmöglich sein wird, einen 
Arbeitsplatz zu finden. Wirklich geholfen ist diesen Menschen 
aber nur mit der Miterhöhung der Notstandshilfe selbst ana-
log zum neuen Arbeitslosengeld, in dem die Richtsätze von 
92% bzw. 95% des neuen erhöhten Arbeitslosen-Grundbetrags 
konstant gehalten werden. Die Kosten für eine Erhöhung be-
tragen für ein Jahr magere eUR 0,32 Mrd. (für aktuell bestehen-
de NotstandshilfebezieherInnen). Eine Summe, die einfach fi-
nanzierbar wäre im Rahmen eines Milliarden-Hilfspakets.

Mindestsicherung
Die Mindestsicherung galt schon bisher als letztes soziales 

Auffangnetz für Menschen, die aus verschiedenen Gründen 
nicht arbeitsfähig sind, den Anspruch auf andere Sozialleis-
tungen verloren haben bzw. keine Arbeitsbewilligung besit-
zen. Gerade für Personen, die in der Gastronomie, am Bau, als 
Putzkraft oder in der Pflege tätig waren, jedoch kein offizielles 
Anstellungsverhältnis hatten und nun im Zuge der Maßnah-
men der Regierung ihre Einkommensgrundlage verlieren, ist 
dies die einzige Möglichkeit ihre Existenz zu sichern. Daher 
muss als erster Schritt der Zugang zur Mindestsicherung ver-
einfacht werden, indem auf die Vermögensprüfung verzichtet 
wird. Es sollte niemand während der Krise gezwungen sein, 
mühsam erarbeitete kleine Sparguthaben in wenigen Mona-
ten aufzubrauchen oder sein Fahrzeug verkaufen zu müssen. 
Weiters gibt es keinen Grund, Menschen in verschiedenen 
Bundesländern, sowie Menschen mit vielen Kindern während 
der Krise ungleich zu behandeln (mit Ausnahme der tatsächli-
chen Lebenshaltungskosten). Das Ausgleichsgeld garantiert al-
len Menschen in Mindestsicherung mindestens eUR 1.000 (für 
Paare eUR 700 pro Person). Pro Kind empfehlen wir mindes-
tens eUR 300 ohne Deckelung (gleicher Betrag für jedes zu-
sätzliche Kind) sowie einen Zuschlag von eUR 150 für Allein-
erzieherInnen. Dies sichert nicht nur die Existenz von vielen 
Menschen, sondern fließt während und nach Ende der Maß-
nahmen, auf Grund deren äußerst hoher Konsumquote fast 1 
zu 1 wieder zurück in den Wirtschaftskreislauf zurück.

Selbstständige
Auch für Ein-Personen-Unternehmen und Eigentüme-

rInnen von kleinen Betrieben muss eine Lösung mit Rechts-
anspruch gefunden werden, die sie nicht von der Verteilung 
aus den Krisenfonds abhängig macht. Selbständige, die durch 
frühere Beschäftigung Anspruch auf Arbeitslosengeld haben, 
sollten automatisch Arbeitslosengeld beziehen können, ohne 

dafür ihren Gewerbeschein zurück- oder ruhig legen zu müs-
sen. Weiters sollen aber auch Selbstständige, die bis jetzt noch 
nicht unselbstständig beschäftigt waren und keine freiwillige 
Arbeitslosenversicherung abgeschlossen haben und daher kein 
Arbeitslosengeld beziehen, zumindest einen Anspruch auf die 
zu erhöhende Ausgleichszulage für Arbeitslosengeld und Not-
standshilfe in Höhe von eUR 1.112 haben.

DAS CORONA-AUSGLEICHSGELD ALS POLITISCH 
UND ÖKONOMISCH SINNVOLLE LÖSUNG

Manche ÖkonomInnen weisen an dieser Stelle gerne auf 
sogenannte „Moral Hazards“ hin: Das Einkommen aus Sozi-
alleistungen muss gering sein, denn sonst würde der finanzi-
elle Anreiz zur Arbeitssuche wegfallen. Das Argument ist in 
der Corona-Krise hinfällig. Nachdem kaum Beschäftigungs-
möglichkeiten zur Verfügung stehen und der Markt für offe-
ne Stellen bis auf wenige Bereiche der Grundversorgung zu-
sammenbricht, ist kein Arbeitsangebot vorhanden. Branchen 
wie der Lebensmittelhandel, deren Konkurrenz (Restaurants, 
Cafés) geschlossen sind, und die bei gleichbleibenden Fixkos-
ten mehr Umsatz und Profit machen, können zudem höhere 
Löhne bezahlen.

Bundeskanzler Kurz sieht das anders und hat eine Erhö-
hung des Arbeitslosengeldes bereits ausgeschlossen. Er ver-
weist dabei auf die Kurzarbeit und das lose Versprechen „die 
Menschen schnellstmöglich wieder in Beschäftigung zu brin-
gen“. Doch das wird er nicht halten können, denn die Kri-
se wird länger andauern. Die ersten ökonomischen Analysen 
zeigen: Das BIP wird mindestens um 4-6% einbrechen und 
das Vorkrisenniveau frühestens 2022 erreicht werden (Quel-
le: WU/WIFO). 

Doch auch aus politischer Sicht ist das Ausgleichsgeld 
sinnvoll und das egal, ob man Verteilungsgerechtigkeit oder 
Leistungsbereitschaft hochhält. Niemand durch dieser Krise 
Arbeitslose ist für seine Situation in irgendeiner Weise persön-
lich verantwortlich – alle haben brav gehackelt und jetzt Pech. 
Es ist nur gerecht, dass sie entsprechend und in gleicher Höhe 
kompensiert werden.
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ängst ist die Corona-Krise mehr als nur eine gesund-
heitspolitische Herausforderung. Die Folgen der Pan-
demie sind in allen Bereichen unseres Lebens spürbar. 
Hunderttausende Menschen stehen nun vor einem 

existenziellen Notstand, die Arbeitslosigkeit schießt auf Re-
kordhöhe und die Zukunftsaussichten sind ungewiss. Mehr 
denn je spüren alle Menschen die Wichtigkeit einer umfang-
reichen Absicherung durch den Sozialstaat. Ein Momentum, 
das es einzufangen gilt. Als sozialistische Bewegung müssen 
wir Gegenkonzepte aufstellen und gebündelt in einem Ge-
samtkonzept Maßnahmen fordern, um den hegemonialen 
Diskurs an uns zu reißen. Mit unserem Programm beweisen 
wir: Eine andere Welt ist möglich, wenn der politische Wille 
dazu da ist!

BESCHÄFTIGUNG NEU DENKEN - 
ARBEIT FÜR ALLE

Über eine halbe Million Menschen sind in Österreich ak-
tuell (Stand Anfang Mai) ohne Job. Ein trauriger Rekordwert. 
Über eine Million weitere befinden sich in Kurzarbeit. Ob sie 
alle langfristig ihre Jobs behalten können, ist mehr als unsi-
cher. Dazu stehen tausende Kleinbetriebe im ganzen Land vor 
den Trümmern ihrer Existenz. Die groß angekündigten Hil-
fen der Bundesregierung kommen oft zu spät – oder reichen 
bei weitem nicht aus. Aufgrund der gegebenen Situation se-
hen wir uns beschäftigungspolitisch mit immensen Herausfor-
derungen konfrontiert.

Der Verlust des Arbeitsplatzes ist oft nicht nur mit psy-
chischen, sondern auch mit massiven finanziellen Problemen 
verbunden. Das spüren die Betroffenen selbst, aber auch na-
hestehende Personen wie etwa Kinder. Für die notwendigen 
Schulsachen oder einen Ausflug in den Tiergarten reicht das 
Geld dann oft nicht mehr. Eine beunruhigende Tendenz. Vor 

allem in einem Land, in dem ohnehin schon jedes 5. Kind 
als armutsgefährdet gilt. Die enorm wichtige Erhöhung des 
Arbeitslosengeldes hat die schwarz-grüne Regierung bisher 
konsequent abgelehnt.

Unabhängig davon muss das Ziel des politischen Handelns 
jedoch sein, den betroffenen Menschen eine stabile, langfristi-
ge Perspektive anzubieten, um sie langfristig ökonomisch wie 
sozial abzusichern. Denn eines haben uns die letzten Monate 
besonders deutlich gezeigt: Anders als uns neoliberale Partei-
en seit Jahrzehnten einbläuen wollen, ist Arbeitslosigkeit nicht 
das Problem von Einzelpersonen, die zu „faul“ sind, um sich 
eine Stelle zu suchen. Sie ist (und war es auch schon weit vor 
Corona ) ein strukturelles Problem, das ganzheitliche Lösun-
gen erfordert.

Eine Grundvoraussetzung dafür ist die faire Verteilung 
der vorhandenen Lohnarbeit. Diese ist aktuell nicht gegeben. 
Während die einen händeringend nach einem Job suchen, ha-
ckeln andere bis zum Umfallen. Wir fordern eine schrittweise 
Verkürzung der Normalarbeitszeit auf 30 Stunden bei vollem 
Lohn- und Personalausgleich. Inspiriert von dem durch die 
Corona-Krise unterbrochenen Arbeitskampf im Soialbereich 
fordern wir in einem ersten Schritt die (entsprechend finan-
zierte) Verkürzung der Arbeitszeit auf 35 Stunden pro Woche 
im öffentlichen Sektor, um so auf einen Schlag mehrere zehn-
tausende neue Jobs entstehen zu lassen. Dies beinhaltet Be-
schäftigte aus verschiedenen Bereichen, von Krankenpflege-
rInnen, über PolizistInnen bis hin zur Müllabfuhr. Auf diesem 
Weg üben wir Druck auf die Privatwirtschaft, um auch hier 
eine Arbeitszeitverkürzung voranzutreiben.

Doch die Verkürzung der Regelarbeitszeiten alleine reicht 
noch nicht. Zusätzlich dazu fordern wir: Jede Person, die 
trotz massiver öffentlicher Investitionen (siehe weiters) und 

L

weiterer Maßnahmen langfristig keinen Job gefunden hat, soll 
das Recht auf einen staatlich finanzierten Arbeitsplatz bekom-
men. Etwa zur Unterstützung von älteren Personen im Alltag, 
zur Hilfe auf Spielplätzen, im Freibad oder anderen Orten des 
Zusammenkommens in Gemeinden. Die 2017 von der Re-
gierung Kern gestartete Aktion 20.000 kann hierbei als Vor-
bild dienen. 

Von einer solchen Maßnahme profitieren alle Beteilig-
ten. Die betroffenen Personen, weil sie einen gesicherten 
Job und damit auch eine gesicherte Perspektive geboten be-
kommen. Und wir alle als Gesellschaft, da durch diese Arbeit 
ein enormer sozialer Mehrwert entsteht. Ein Recht auf Ar-
beit ist daher weit mehr als nur eine beschäftigungspolitische 
Maßnahme.

HEGEMONIE/ROLLE DES STAATES

Um eine solche aktive Beschäftigungspolitik und die fai-
re Verteilung von Arbeit umzusetzen, muss der Sozialstaat 
aus seiner defensiven Rolle heraus in eine neue gestalterische 
kommen und mehr als nur ein letztes Sicherungsnetz in der 
Gesellschaft sein. Wenn wir eines wissen, dann dass der Kapi-
talismus in den eigens gemachten Krisen am greifbarsten wird 
und somit am angreifbarsten ist. Besonders seine individua-
lisierende, staatsablehnde, neoliberale Ausprägung steht mehr 
denn je unter Kritik. 

Damit mit einer solchen Hegemonie gebrochen werden 
kann, muss auf der einen Seite die Krisenanfälligkeit und die 
damit einhergehenden Folgen aufgedeckt werden und auf der 
anderen Seite alternative und mehrheitsfähige Narrative und 
Visionen geschaffen werden. Wir müssen uns als Ziel setz-
ten, verständliche und glaubwürdige Versionen der Zukunft 
zu zeichnen, den Menschen auch erklären, wohin sie denn 
ein Stück des Weges mit uns gemeinsam gehen, wie ein So-
zialstaat des 21.Jahrhunderts aussehen kann und was er kon-
kret für die Steigerung der Lebensqualität aller Menschen 
bedeutet.

ÖFFENTLICHES EIGENTUM STÄRKEN

Ein weiterer Bereich in dem der Sozialstaat in die Of-
fensive gehen muss ist das öffentliche Eigentum, das auch in 
unserem Programm eine wichtige Säule darstellt. Die Co-
rona-Krise liefert hierfür einen anschaulichen Anlass für die 
Wichtigkeit dieser Forderung. Kaputt gesparte und priva-

tisierte Gesundheitssysteme haben in weiten Teilen Europas 
zu Engpässen in der medizinischen Versorgung und damit zu 
verheerenden Folgen für betroffene Corona-PatientInnen ge-
führt. Ganz klar wurde ersichtlich: Zentrale Bereiche der Da-
seinsvorsorge wie die Gesundheitsvorsorge müssen im Inter-
esse aller verwaltet werden.

Wir müssen die Lehren aus der Corona-Krise ziehen und 
weitere wichtige Bereiche wie die Medikamentenherstellung, 
Energieversorgung oder den Wohnbau aus den Fängen der 
Profitgier befreien. Wir fordern hier unter anderem nicht nur 
ein staatliches Rückkaufrecht für privatisierte Infrastruktur, 
sondern auch die gesetzliche Verankerung des staatlichen Mit-
eigentums in Schlüsselbereichen der Daseinsvorsorge.

Dazu muss aus den Fehlern der vergangenen Krisen ge-
lernt werden. Im Zuge der Finanzkrise 2008 sprang die öf-
fentliche Hand mit Milliarden an Steuergeldern ein, um ma-
rode Unternehmen vor der Pleite zu bewahren. Von den 
folgenden Gewinnen profitierte man jedoch in weiterer Fol-
ge nicht. Daher muss klar sein: Werden künftig staatliche 
Haftungen für Unternehmen schlagend, müssen Unterneh-
mensanteile im Ausmaß dieser Haftungen in Öffentliches Ei-
gentum übergehen und im Sinne des gesellschaftlichen Ge-
meinwohls verwaltet werden.  

11 MRD. JÄHRLICH MEHR - 
FÜR SOZIALES UND INFRASTRUKTUR

Durch massive soziale Investitionen schaffen wir nicht 
nur hunderttausende neue Jobs, sondern auch einen enor-
men Mehrwert für unsere Gesellschaft. Der flächendeckende 
Ausbau von Kindergärten und Schulen sichert die kostenfreie, 
ganztägige Betreuung vom 1.Lebensjahr bis hin zu 8. Schul-
stufe auch hinein in die Abendstunden in ganz Österreich.  
Für alle älteren MitbürgerInnen muss ein Altern in Würde 
möglich sein. Deshalb geben wir eine Pflegegarantie ab. Wei-
ters werden in Bereichen des Sozialstaats die Demokratisie-
rung vorantreiben.

Speziell mit unseren sozialen Investitionen holen wir ei-
nen Teil dieser Arbeit in die öffentliche Sphäre und vergesell-
schaften sie bei ordentlicher Bezahlung und sozialer Absiche-
rung. Das entlastet vor allem Frauen und setzt einen Schritt in 
Richtung mehr Gleichberechtigung und Selbstbestimmung. 
Niemand soll gesellschaftlich notwendige Arbeiten unbezahlt 
und unsichtbar verrichten müssen. 
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AUFBRUCH AUS DER KRISE VON PAUL STICH

Mit ihrem Programm “Aufbruch aus der Krise” möchte die Sozialistische Jugend dem krisenhaften Kapitalismus, Rekordar-
beitslosigkeit und Existenzängsten die Vision einer gerechteren Gesellschaft gegenüberstellen. Der Ende Februar neuge-
wählte Vorsitzender der SJ, PAUL STICH, und sein Co-Autor stellen das Programm in diesem Beitrag vor. 

Aufbruch aus der Krise 

““
SCHWERPUNKT: DIE SOZIAL-ÖKONOMISCHE CORONA-KRISE
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Zusätzlich investieren wir in die Infrastruktur des Landes 
und werden damit auch zu einem Vorreiter im Kampf ge-
gen die Klimakrise. Erzeugnisse dieser staatlichen Investitio-
nen verbleiben dabei in öffentlicher Hand. Unternehmen, die 
staatliche Aufträge im Rahmen dieser Investitionen erhalten, 
müssen gewisse Kriterien wie eine schrittweise Arbeitszeit-
verkürzung oder die Zahlung von gleichem Lohn für gleiche 
Arbeit sicherstellen. 

Der Ausbau von öffentlichen Verkehrsmitteln ist zentral. 
Deshalb werden wir verstärkt in die Schieneninfrastruktur in-
vestieren und von der großen Ebene der Fernverbindungen 
bis auf die Gemeindeebene in Form von Mikro-ÖV Projekten. 
Auch der Bau von Radwegen und Radabstellanlagen soll ge-
fördert werden. Diese Maßnahmen sind die Treiber der Mo-
bilitätswende in Österreich. Ein weiteres Feld der Investition 
ist die Gebäudesanierung. Durch saubere Heiz- und Kühl-
systeme, sowie thermische Sanierungen, vor allem von alten 
Gebäuden, sowie Schulen, Krankenhäusern und weiteren öf-
fentlichen Gebäuden, erhöhen wir die Energieeffizienz. Auch 
die Aufenthaltsqualität im Öffentlichen Raum soll durch Be-
grünungsmaßnahmen erhöht, öffentliche Gebäude saniert 
und modernisiert werden. Im Energiebereich nehmen wir 
uns zum Ziel, Österreich zu 100% auf erneuerbare Energi-
en umzurüsten. Grundsätzlich sehen wir vor, verstärkt in neue 
Technologien verschiedenster Bereiche zu investieren, um die 
Innovationskraft Österreichs zu stärken. Die Ergebnisse dieser 
Forschungsarbeiten verbleiben in öffentlicher Hand.

EIN FAIRER BEITRAG VON ALLEN

Mit all diesen Maßnahmen stecken wir uns große Ziele. 
Wichtig ist dabei zu betonen: Die Umsetzung all dieser Maß-
nahmen ist möglich, wenn der politische Wille da ist. Das be-
weist unser Vorschlag zur Finanzierung. Neben einem fairen 
Beitrag von Superreichen schlagen wir vor, die Körperschaft-
steuer progressiv zu gestalten, damit die Unternehmen, die 
nach der Krise hohe Gewinne einfahren, auch mehr an die 
Gesellschaft zurückgeben.

Ein fairer Beitrag von Vermögenden bewirkt auf mehre-
ren Ebenen positive Effekte. Einerseits geben wir den Hackle-
rInnen des Landes damit einen Teil jenes Wohlstandes zurück, 
den sie einst selbst erwirtschaftet haben. Ein großer Teil davon 
wird ihnen aktuell genommen. Denn im Kapitalismus wird 
das erwirtschaftete Vermögen nicht fair unter all jenen ver-
teilt, die am zugrundeliegenden Arbeitsprozess beteiligt wa-

ren, sondern sammelt sich bei den wenigen EigentümerInnen 
der großen Konzerne.

Vereinfacht gesagt: Amazon-Boss Jeff Bezos wäre kein 
Milliardär, wenn er seinen PaketbotInnen auch wirklich die 
Löhne zahlen würde, die sie mit ihrer Arbeit für sein Unter-
nehmen lukrieren. Mit unseren Maßnahmen stellen wir si-
cher, dass in einem ersten Schritt zumindest ein Teil dieses 
Mehrwerts wieder den arbeitenden Menschen zugutekommt. 
Denn vor allem ihre Lebensrealitäten sind es, die sich durch 
flächendeckend ausgebaute Kindergärten, einer Pflegegarantie 
oder einem weitverzweigten Schienennetz verbessert werden.

Andererseits bringt die vorgeschlagene Umverteilung auch 
eine machtpolitische Verschiebung. Die enorme Konzentrati-
on von Vermögen bedeutet nicht nur eine finanzielle Macht, 
sondern geht auch mit politischer Macht einher. Stefan Pierer, 
Klaus Ortner, Heidi Horten. Sinnbildend stehen sie für eine 
ganze Reihe an GroßspenderInnen, die der ÖVP in den letz-
ten Jahren mehrere Millionen Euro in die Parteikassen gespült 
haben. Bekommen haben sie dafür Gesetze, die ihren Reich-
tum weiter auf Kosten der arbeitenden Menschen vergrößern.

Die Forderung nach einem fairen Beitrag von Superrei-
chen dient daher nicht nur zur Finanzierung wichtiger Maß-
nahmen, um aus der Krise zu kommen. Sie verhindert auch, 
dass einige Menschen durch ihren Reichtum und dem damit 
verbundenen Einfluss eine demokratiegefährdende Machtfül-
le innehaben.

DAS MODELL „DEMOKRATISCHES 
BETRIEBSVERMÖGEN“

Mit unserem Programm machen wir klar: Wir wollen 
nicht zurück zum Status Quo vor der Krise, sondern Anstöße 
zur Transformation des kapitalistischen Wirtschaftssystems lie-
fern. Als SozialistInnen streben wir die Durchflutung aller Le-
bensbereiche mit Demokratie an. Diese beinhaltet somit auch 
die Demokratisierung der Produktionsmittel (Unternehmen, 
Fabriken,…). Diese liegen aktuell in den Händen einer klei-
nen kapitalistischen Elite.

Daher haben wir das Modell des „Demokratischen Be-
triebsvermögens“ entwickelt. Dieses soll eine schrittweise 
Überführung der Produktionsmittel in die Hände der arbei-
tenden Menschen ermöglichen, bei der die betriebliche Sub-
stanz erhalten bleibt. Verfügt eine natürliche Person über be-
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triebliches Vermögen besteht die Möglichkeit, eine potentiell 
anfallende Vermögenssteuer in eine Betriebsbeteiligung der 
Belegschaft umzuwandeln. Diese wird in weiterer Folge von 
den Beschäftigten gemeinsam mit BetriebsrätInnen und zu-
ständiger Fachgewerkschaft verwaltet.

Die Beteiligungen gehen nicht in das Privateigentum der 
aktuell Beschäftigten über (und sind damit etwa nicht ver-
kaufbar), sondern verbleiben stets bei den laufend beschäftig-
ten Personen eines Unternehmens. Sie sind ebenso explizit 
nicht Teil des Lohns. Das Modell des Demokratischen Be-
triebsvermögens hebt sich somit von neoliberalen Modellen 
der Unternehmensbeteiligung ab, bei der MitarbeiterInnen in 
Unternehmensanteilen bezahlt werden und Bruchteile des Ei-
gentums verteilt werden, um so kapitalistischen Druck auf die 
ArbeiterInnen zu verlagern.

Durch die Einbindung von BetriebsrätInnen und Ge-
werkschaften wird sichergestellt, dass ein Klassenbewusstsein 
auch über die eigenen Betriebsgrenzen hinaus gefördert wird 
und keine ausbeuterischen Eigendynamiken auf Kosten ande-
rer ArbeiterInnen entstehen. Mithilfe von aktiver Steuerpoli-
tik und entsprechender Rahmengesetzgebung kann es Staaten 
somit gelingen, die Produktionsmittel Stück für Stück zu ver-
gesellschaften und damit einen Schritt in Richtung einer soli-
darischen und sozialistischen Gesellschaftsordnung zu gehen. 
Dieses Modell kann auch international ein Anstoß für weite-
re Debatten sein. Eine grenzübergreifende Implementierung 
wäre durch die multinationalen Unternehmens- sowie Eigen-
tümerInnenstrukturen von Großkonzernen wirkungsvoller. 

VORWÄRTS!

Vor uns liegen eine Vielzahl an Herausforderungen. Wir 
müssen den berechtigten Zukunftsängsten vieler Menschen 
einen positiven Ausweg entgegenstellen. Ein Recht auf Arbeit 
für all jene, die nun um ihre Existenz bangen. Eine Pflegega-
rantie für Menschen, die im Alter Pflegeleistungen benötigen. 
Ein ausfinanzierter Plan für eine intakte Umwelt als Antwort 
auf die Klimakrise.

Die Krisen der Gegenwart lassen viele Menschen in Un-
sicherheit zurück. Das bietet für uns auch eine Chance. Denn 
wir wissen, dass es eine Alternative gibt. Dass die herrschen-
den Ungerechtigkeiten,die diese Unsicherheiten auslösen 
nicht in Stein gemeißelt sind, sondern verändert werden kön-
nen. Mit unserem Programm bieten wir konkrete Maßnah-

men und Lösungsvorschläge, um einen Schritt auf unserem 
langen Weg zu einer besseren, einer sozialistischen Gesell-
schaft zu setzen.

In den nächsten Wochen und Monaten liegt es daher an 
uns, den gesellschaftlichen Diskurs zu unseren Gunsten zu 
drehen und Mehrheiten für unsere Ideen zu gewinnen. Tun 
wir es. Mit all unserem Willen, all unserer Begeisterung und 
all unserer Kraft. Eine andere Welt ist möglich - eine andere 
Welt ist nötig.

PAUL STICH 

ist Vorsitzender der Sozialistischen Jugend Österreich.

CHRISTOPH P. 

arbeitet als Ökonom in Wien

AUFBRUCH AUS DER KRISE VON PAUL STICH 

SCHWERPUNKT: DIE SOZIAL-ÖKONOMISCHE CORONA-KRISE
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Als dann 2008 und 2009 die große Weltwirtschaftskrise 
mit voller Wucht Europa und die Welt erfasste, waren es wie-
der sozialdemokratische Konzepte der staatlichen Interventi-
onen und der Sicherung des Wohlfahrtsstaates, die geholfen 
haben, dass Österreich zu jenen Ländern zählte, die am we-
nigsten hart von dieser Krise getroffen wurde; eine Krise, die 
allerdings auch theoretisch hinterfragt werden muss. 

Ein Herzstück dieses Weges in der Zweiten Republik ist 
auch das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz aus dem Jah-
re 1955, die „Magna Charta“ der Österreichischen Sozialpoli-
tik. Für alle unselbstständig Erwerbstätigen bedeutete dies die 
Schaffung der Vollversicherung, also der Pflichtversicherung 
aller Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in der Kranken-, 
Unfall- und Pensionsversicherung. Diese Reform wurde ab 
1950 auf starke Initiative des ÖgB und seines Präsidenten Jo-
hann Böhm in Angriff genommen. Auch diese Entwicklung 
steht im großen Zusammenhang mit der österreichischen 
Sozialpartnerschaft. 

Wesentliche Elemente des Sozial- und Wohlfahrtstaates un-
ter sozialdemokratischer Federführung waren beispielsweise:

• Allgemeines Sozialversicherungsgesetz – aSVg 1955 als 
Herzstück des Sozial- und Wohlfahrtsstaates mit Pflicht-
versicherungssystem (Pensionen / Unfall / Krankheit / 
Arbeitslosigkeit)

• Kinderbeihilfe 1950, später Familienbeihilfe
• Einführung des Mutterschutzes 1952 und Karenzurlaubs-

geldgesetz 1961
• Schülerfreifahrt 1971
• Schulbuchaktion – gratis Schulbuch 1972
• Heiratsbeihilfe 1972 (wieder abgeschafft!)
• Steuerliche Entlastung: Einführung von 

Kinder  absetzbeträgen
• Lohnfortzahlung im Krankheitsfall (für 4 Wochen ) - 1973
• Kostenlose Gesundenuntersuchung 1974 und eine Verviel-

fachung des ärztlichen Betreuungsangebotes.
• Mutter–Kind-Pass zur Verminderung der 

Säuglingssterblichkeit 
• 40-Stunden-Woche 1975 (Weg zur 40-h-Woche: Nach-

kriegszeit 48 h / SPÖ&ÖgB haben 1969 Volksbegehren für 
die 40-h-Woche massiv unterstützt / 1970: 43 h / 1972: 42 
h / 1975 dann die 40-h Woche / nach 1985 in manchen 
Branchen 38,5 h)

• Urlaub 1977: 4 Wochen Mindesturlaub / 1983: 5 Wochen 
Mindesturlaub

• Vervierfachung der Geburtenbeihilfe 1975
• Massive Anhebung der Mindestrenten 
• Durchsetzung der Abfertigung 1980
• Elternkarenzurlaub 1990
• Pflegegeld als Jahrhundertgesetz, ein ganz wichtiges Ele-

ment des Sozialstaates unter Bundeskanzler Vranitzky 1993 

Heute geht es vor allem darum, in einer Zeit des be-
schleunigten Kapitalismus neoliberaler Prägung das Erreichte 
im Wohlfahrtsstaat abzusichern und die Konturen der sozial-
demokratischen Agenda für die Zukunft zu zeichnen.

Beispielsweise möchte ich ohne Anspruch auf Vollständig-
keit einige Bereiche hervorheben, die für die Sozialdemokra-
tie essentiell sind:

• Arbeit schaffen (z.B. durch Investitionen in Forschung – 
Innovation – Technologie) und Beschäftigung sichern!

• In Bildung und Wissenschaft investieren! (heute gibt es 
über 400 % mehr Studierende als 1970, bei den Frauen fast 
um 1000 % - Verzehnfachung, heute sind 53 % aller Stu-
dierenden Frauen), heute maturieren 33 % eines Alters-
jahrganges (1991 waren es noch 16 %, 1964: 14 %); 45 % 
aller jungen Frauen eines Jahrganges maturieren, 1991 wa-
ren es 31 % und 1964 8 %. Das ist ein großer Erfolg sozial-
demokratischer Frauenpolitik

• Leistbare Wohnungen schaffen – Wohnraum bereitstel-
len – Wohnbauförderung – Beihilfen (Wien 1974: 300.000 
Substandardwohnungen, das waren 42 % aller Wohnun-
gen, heute sind es nur mehr 1-2 % aller Wohnungen!)

• Hochleistungsfähiges Gesundheitssystem – Zugang zur 
Spitzenmedizin für Alle!

• Menschen im Alter ein würdiges Leben ermöglichen – 
Altenbetreuung, SeniorInnen- und Pflegeinrichtungen.  

• Vereinbarkeit von Beruf und Familie (Ganztagsschulplätze, 
Kinderbetreuungseinrichtungen, etc.) 

• Das Bekenntnis zu einem durch und durch demokrati-
schen Rechtsstaat und große Vorsicht vor den Gefahren 
eines Medien- und Überwachungskapitalismus. Auf die 
Grund- und Freiheitsrechte ist heute in besonderer Weise, 
auch angesichts der weltweit getroffenen Maßnahmen im 
Rahmen der Corona-Krise Bedacht zu nehmen.

Nach 75 Jahren einer großen Erfolgsgeschichte der Sozial-
demokratie erleben wir heute in vielen Ländern eine schwie-
rige Situation, die man selbstkritisch analysieren muss und die 
im Zusammenhang mit der Erfolgsgeschichte des Neolibera-
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ir dürfen – wenn auch keineswegs selbstzufrie-
den, so doch mit dem angemessenen Stolz – 
davon ausgehen, dass es gelungen ist, in den 
Jahren des Wiederaufbaus und der sozialde-

mokratischen Kanzlerschaften ein umfassendes sozial- und 
wirtschaftspolitisches Programm verwirklicht zu haben, das 
die ursprünglichen (und zunächst utopischen) Forderungen 
unserer Bewegung weitgehend erfüllen konnte. Wir haben 
damit, in einem Klima des gesamtgesellschaftlichen Konsen-
ses, ein blühendes Gemeinwesen mit stabiler wirtschaftlicher 
Entwicklung geschaffen, in dem den arbeitenden Menschen – 
entsprechend ihren Leistungen und erstmals in der Geschichte 
– ein zunehmend gerechter Anteil am sozialen Wohlstand zu 
Teil wurde. Dies ist der eigentliche Kernpunkt der Erfolgsge-
schichte der Zweiten Republik. 

Das Ziel den Menschen und seine Freiheit in einem sozia-
len Zusammenhang und im Mittelpunkt des gesellschaftspoli-
tischen Handelns zu sehen, entspricht nicht nur jenen Werten 
die vor allem von dem großen sozialdemokratischen Denker 
Otto Bauer immer wieder kommuniziert wurden, sondern 
einer zutiefst sozialdemokratischen Programmatik.

SOZIALPARTNERSCHAFT UND IDENTIFIKATION

Eine Periode der Stabilität und Prosperität wurde nach 
1945 eingeleitet. Die Sozialpartnerschaft hat sich im Lande 
etabliert, und die Interessensgegensätze zwischen Arbeitgebe-
rInnen und ArbeitnehmerInnen wurden in einem instituti-
onalisierten Rahmen ausgetragen. Öffentliche Investitionen, 
die Vollbeschäftigung und die Hebung des Konsumniveaus 

waren Ziele der neuen Sozialdemokratie und sie bewirkten 
die Erfolgsgeschichte der Zweiten Republik. 

Und sie bewirkten auch ein Höchstmaß an Identifikati-
on zwischen dem Staat auf der einen Seite und den Bürgerin-
nen und Bürger auf der anderen Seite. Es war vor allem die 
Erfahrung aus den beiden Faschismen, die Verfolgung und das 
furchtbare Leid, das diese Bewegung auf sich nehmen musste, 
die dazu führte, dass in der Zweiten Republik auf diesen kon-
sensualen Rahmen der Reformpolitik und eines grundsätz-
lich kapitalistischen Wiederaufbaus gesetzt wurde. Das grund-
legende Element dieser Politik war die Verwirklichung des 
Wohlfahrtsstaates, von dem Bruno Kreisky Jahrzehnte später 
einmal als der größten Errungenschaft des 20. Jahrhunderts 
sprach. Seit der Ära Kreisky, als die SPÖ erstmals – vor ziem-
lich genau 50 Jahren-den Bundeskanzler (1970) stellte, wurde 
diese Linie, verbunden mit einer kulturellen und intellektuel-
len Öffnung des Landes, perfektioniert und vielfach als öster-
reichischer Weg bezeichnet.

Auf die Energie- und Rohstoffkrisen der 1970er-Jahre wur-
de mit den Mitteln des so genannten „Austrokeynesianismus“ 
reagiert, in dem vor allem mit Investitionen die Konjunktur an-
gehoben und somit Beschäftigung geschaffen werden konnte. 
Gegen Ende des 20. Jahrhunderts wurden dann viele sozialde-
mokratische Grundsätze – im Gefolge des neoliberalen Projekts 
und einer zunehmend globalen kapitalistischen New Econo-
my – neuerlich verändert, und die Sozialdemokratie hat die 
Aushöhlung der solidarischen Mechanismen und wesentlicher 
Elemente des Wohlfahrtsstaates auch nicht immer durchschaut 
bzw. auch nicht entsprechend verhindern können. 

75 JAHRE SPÖ VON GERHARD SCHMID

75 Jahre SPÖ 
Vor 75 Jahren, am 14. April 1945, während in Teilen Wiens die Kampfhandlungen des Krieges noch im Gang waren, kamen 
im Roten Salon des schwer beschädigten Wiener Rathauses Männer und Frauen zusammen, um die Sozialistische Partei 
Österreichs wieder zu gründen. SPÖ-Bildungsvorsitzender GERHARD SCHMID lässt Erfolge der Vergangenheit Revue 
passieren und deutet jene Fragen an, die aus seiner Sicht für eine erfolgreiche Zukunft der Sozialdemokratie wesentlich 
sind. 

W



 ZUKUNFT | 45  44 | ZUKUNFT 

IST OPPOSITION MIST? VON RUDI FUSSI, NRIN JULIA HERR, LENA DOPPEL-PRIX UND ARMIN PULLER

Wie Otto Bauer sagt, die individuelle Freiheit der Men-
schen in einem sozialen Zusammenhang sichern.

Wenn sich die Sozialdemokratie dieser Grundsätze be-
wusst bleibt, aus ihren Fehlern lernt und mit Ethos und 
Verantwortung, aber auch zeitgemäß den relevanten Fra-
gen stellt, wird sie wieder ein hohes Maß an Zustimmung 
erreichen.

GERHARD SCHMID 

ist Bundesvorsitzender der SPÖ-Bildungsorganisation, Wiener Land-

tagsabgeordneter und ehem. Bundesgeschäftsführer der SPÖ.

lismus steht. Und aus dieser Situation muss die Sozialdemo-
kratie wieder zurück kommen und zwar regional, national 
und vor allem europäisch wie international.

Der Sozial- und Wohlfahrtsstaat ist die Entsprechung un-
seres Grundsatzes der sozialen Gerechtigkeit und der Gleich-
heit. Aber ist er noch zeitgemäß? Viele WegbereiterInnen des 
Neoliberalismus verneinen dies, ebenso wie sie auch die Sozi-
alpartnerschaft als überholt betrachten.

Nach einer mehr als 130-jährigen Geschichte und den 75 
Jahren der Zweiten Republik stehen Fragen sozialdemokrati-
scher Politik, aber auch die Situation der Partei immer wieder 
im Mittelpunkt des Interesses. Nicht nur bei den Funktionä-
rInnen und Mitgliedern, sondern weit darüber hinaus zeigen 
sich Sympathisantinnen und Sympathisanten und die kritische 
Öffentlichkeit an dem interessiert, was heute Sozialdemokra-
tie ausmacht, an Inhalten, an Organisation und selbstverständ-
lich auch an Personen.

Zur Jahrtausendwende hat der deutsche Philosoph Ralf 
Dahrendorf vom Ende des sozialdemokratischen Jahrhunderts 
gesprochen. Und er hat das wahrscheinlich auch gar nicht zy-
nisch gemeint, sondern wollte damit zum Ausdruck bringen, 
dass die historische Aufgabe, die Schaffung des Sozial- und 
Wohlfahrtsstaates, erfüllt und abgeschlossen sei.

Und wenn man sich auf der anderen Seite anschaut, wie 
sich der Neoliberalismus mit raffinierten und subtilen Kultur-
mustern, als eine Art dynamische und situative Ideologie zur 
- wie manche AutorInnen sagen - erfolgreichsten Ideologie 
der Geschichte entwickelt hat, könnte man glauben, Dahren-
dorf hat recht behalten! Die Betrachtung des Zustandes euro-
päischer sozialdemokratischer Parteien unterlegt diese These!

Aber stimmt sie überhaupt? Sozialdemokratische Partei-
en neigen in schwierigen Zeiten dazu sich primär einmal mit 
sich selbst zu beschäftigten. Man hinterfragt führende Funk-
tionärinnen und Funktionäre, man stellt Strukturfragen, wie 
innerparteiliche Organisationsfragen in den Vordergrund.

Sowohl die Analyse der Situation wie auch der Weg in 
die Zukunft müssen viel tiefer ansetzen. Die gesellschaftlichen 
Gegensätze, bei Einkommen und Vermögen, die sozialen Ver-
hältnisse und auch das kulturelle Auseinandergehen zeigen 
national und noch viel mehr international, in welcher hetero-
genen, differenzierten Welt wir leben. Die Unterschiede z. B. 

beim Volksvermögen sind so groß wie nie zuvor. So hat der 
SPIegel vor einiger Zeit (1/18) geschrieben, dass 45 Deutsche 
so viel besitzen wie die untere Hälfte der Bevölkerung, also 
rund 40 Millionen Menschen.

2008 und 2009 haben wir erlebt, dass Abenteuergeschäfte 
mit Wetten, Derivaten, Optionen, Zertifikaten usw. die Welt 
blitzartig in den Ruin führen können. Allen damaligen Be-
schwörungen und einiger kleinerer Maßnahmen zum Trotz, 
haben wir aus der Krise nicht viel gelernt. Sie kann jeder-
zeit und wiederholt kommen. Und genau hier müsste die So-
zialdemokratie ansetzen: beim Schutz der Bevölkerung und 
in der Realisierung zumindest wirkungsvoller Aufsichts- und 
Kontrolleinrichtungen. Dies sollte als internationale politische 
Bewegung leichter fallen als Anderen. Soweit die Theorie, die 
Praxis schaut leider anders aus!

Als Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten müssen 
wir uns an dieser Stelle fragen, warum diese großen Unge-
rechtigkeiten und Gefahren nicht sofort zu einem Engage-
ment großer Bevölkerungsgruppen führt. In der politischen 
Theorie haben wir gelernt, dass die Voraussetzung zur Über-
windung von Klassen ein entsprechendes Klassenbewusstsein 
ist. Und das fehlt wo immer man hinschaut, national und in-
ternational, weil es dem Neoliberalismus gelingt, individuel-
le Zufriedenheit, Lebensglück und auch die einigermaßen zu-
friedenstellende Sättigung der Bedürfnisse zu vermitteln bzw. 
zu suggerieren.

Angesichts der großen weltweiten Corona-Pandemie, de-
ren politische, gesellschaftliche und wirtschaftliche Folgen 
noch gar nicht absehbar sind, können wir schon jetzt sagen, 
dass überall dort, wo der Staat auf funktionierenden Struktu-
ren des Gesundheits- und Sozialsystems aufsetzt, die dramati-
schen Folgen minimiert werden können.

Nach der Krise werden unsere großen Themen auch die 
sein, die uns historisch begleiten und in der Vergangenheit, in 
der Gegenwart und in der Zukunft, immer angepasst an die 
Erfordernisse der Zeit, nie ihre grundsätzliche Gültigkeit ver-
loren haben:

DIE UNGERECHTIGKEITEN BESEITIGEN. ARBEIT 
SCHAFFEN. ARMUT BEKÄMPFEN.

Und das alles mit massiven Investitionen in Bildung, Wis-
senschaft, Forschung und Innovation.
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Was vom Tage übrig blieb
Barbara Blaha

Während des Wendens  
ist die Partei verletzlich 
Caspar Einem

Aus Fehlern lernen 
Ludwig Dvořak

Wege aus der Eurokrise
Wolfgang Edelmüller

Der Dritte Weg
Ernst Gehmacher

2/2013

Kunstkammer Wien
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Die EU-Konzessionsrichtlinie
 Alice Wagner

Für eine offensive Wohnpolitik 
Wolfgang Moitzi

Leistbares Wohnen – 
eine Frage sozialer Fairness 

Michael Ludwig

Eurokrise und kein Ende – 
Spanien im freien Fall

Günther Grunert

3/2013

BRIAN 
ADAMS – 
EXPOSED
NRW-FoRuM DüsseLDoRF
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Economic Governance – 
auf dem Weg zu einer »Troika für alle«
Daniel Lehner

Europas Entwicklung 
Oskar Negt

Der Antisemit Karl Renner? 
Ludwig Dvořák

Wohin führt der neue Papst  
seine Kirche?
Adalbert Krims

4/2013

The Real 
eighTies
 Österreichisches Filmmuseum
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Das vermeintlich Unmögliche wagen
Sonja Ablinger

Europas Linke muss jetzt Nein sagen! 
Hilde Mattheis

Wir haben nichts zu fürchten 
als die Furcht selbst 
Robert Misik

Julius Tandler
Herwig Czech

5/2013

Alle MeSCHUGGe?
JüdischEs 
MusEuM WiEn 
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Stadtentwicklung für die Wienerinnen 
und Wiener im 21. Jahrhundert
Rudi Schicker

Stadt fair teilen 
Eva Kail

Mobilität mit Zukunft bringt mehr 
Lebensqualität in die Städte 
Christian Fölzer

Mali: Militarisierung der Sahelzone
Stefan Brocza

6/2013

WIEN 
AUSSEN
EIN FOTOPROJEKT 
VON DIDI SATTMANN 
Wien MuseuM 

ALAÏA. AZZEDINE ALAÏA IM 21. JAHRHUNDERT
NRW-FORUM DÜSSELDORF
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SPÖ-Mission: Selbstbewusst vorwärts!
 Claudia Schmied 

Stagnation der Völkischen? 
Andreas Peham

Ein Volk von Eigentümern? 
Artur Streimelweger

Vom Klubzwang
Ludwig Dvořák

7&8/2013
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ALAÏA. AZZEDINE ALAÏA IM 21. JAHRHUNDERT
NRW-FORUM DÜSSELDORF
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Niedriglohnbeschäftigung 
in Deutschland

 Claudia Weinkopf & Thomas Kalina

Die Troika und der Flächentarifvertrag 
Thorsten Schulten

Kinderkarenz und Wiedereinstieg 
Gerlinde Hauer

Wendezeit des Kapitalismus?
Armin Pullerk

9/2013
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Die SPÖ neu gründen! 
 Albrecht K. Konečný

Ein modernes Strafrecht 
Hannes Jarolim

Rot-Blau ante portas? 
Ludwig Dvořák 

Die EU gemeinsam verteidigen
Caspar Einem

10/2013

KOKOSCHKA 
LeopoLd MuseuM
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Welcher Fortschritt? 
 Barbara Blaha

Vom Elend der 
Politikverdrossenheit
Karl Czasny

Tunesien: Frauenrechte 
müssen verteidigt werden
Muna Duzdar 

Mehr als eine »Neid-Debatte«
Wolfgang Moitzi

11/2013

DIE 70ER JAHRE. 
MUSA
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Die extreme Rechte 
vor der EU-Wahl 
Andreas Peham

Marokko nach 
dem arabischen Frühling
Muna Duzdar

Machtwechsel 
in Norwegen
Jens Gmeiner

Zwischen NSA und 
medialem Widerstand
Anton Tantner

12/2013

Edith tudor-hart
WiEn musEum
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Kritische 
Bestandsaufnahme 
Wolfgang Katzian

Sozialdemokratische Handschrift?
Sonja Ablinger

Das sozialdemokratische Jahrhundert     
hat noch gar nicht begonnen
Hannes Swoboda 

Ägypten: Inmitten der Konterrevolution
Tyma Kraitt

1/2014

DEBORAH SENGL

DIE LETZTEN TAGE  
DER MENSCHHEIT

ESSL MUSEUM

Der Wettbewerbspakt -  
eine Bestandsaufnahme 
Alexandra Strickner

Der Februar 1934 im Spiegel 
der Akten der Bundespolizeidirektion
Florian Wenninger

»Wirklich tüchtige und 
würdige Genossinnen«
Gabriella Hauch 

Mexiko: Dank Freihandel 
ein gescheiterter Staat 
Boris Ginner und Alexander Strobl

2/2014

Unsere 
stadt!
jüdisches MUseUM wien
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Soziale Demokratie  
als ständige Aufgabe   
Emmerich Tálos

Ukraine – zwischen  
Ost und West?   
Christina Plank

Gründe, die völkerrechtliche  
Kirche im politischen Dorf zu lassen   
Stefan Brocza

Irrwege einer historischen 
»Schuldsuche« zum 12. Februar 1934   
Gerhard Botz

4/2014
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BÖSE    DINGE
     HofmobiliEndEpot

Besteuerung  
der Ungleichheit   
Martin Schürz 

Europa am 
Scheideweg   
Eugen Freund

TTIP – eine Gefahr für  
Demokratie und Sozialstaat    
Neva Löw

Budget 2014/2015: Kleineres Übel 
oder Haushalt der vergebenen Chancen?   
Markus Marterbauer

5/2014
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EYES 
WIDE 
OPEN
BANK AUSTRIA 
KUNSTFORUM WIEN

Die Identitären. Jugendbewegung 
der Neuen Rechten  
Offensive gegen Rechts

Schumpeter’sche Innovationen, Struktur
wandel und ungleiche Einkommensverteilung  
Adolf Stepan

Abwanderungsdrohungen als  
Mittel im Klassenkampf
Bettina Csoka, Franz Gall und Michaela Schmidt

Mehr Einbürgerungen für eine starke 
Demokratie
Lena Karasz

6/2014
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VORBILDER
150 JAHRE MAK

Das Ende 
einer Ära  
Thomas Nowotny

Antimuslimischer Rassismus 
als soziales Verhältnis  
Fanny Müller-Uri

Über Sozialdemokratie, 
Europa und Utopien  
Michael Amon

Handel ist der Lebenssaft  
einer freien Gesellschaft  
Stefan Brocza

7– 8/2014
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Die geteilte Hegemonie in 
der EU-Wirtschaftspolitik 
Wolfgang Edelmüller

Otto Neurath – 
ein skeptischer Utopist 
Armin Puller

Jenseits von 
»mitgemeint«  
Stefanie Vasold

Die Rolle der Geldpolitik 
in der Krise 
Irene Mozart

9/2014
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WIEN.blicke
MUSA

Pikettys »Kapital 
im 21. Jahrhundert« 
Philipp Metzger

Die Verselbständigung neoliberaler 
Wirtschaftspolitik in der EU
M. Marterbauer und L. Oberndorfer

Sozialdemokratische Orientier
ungs und Existenzfragen
Ludwig Dvořák et al.

Rekommunalisierung 
wird zum Trend  
B. Hauenschild und S. Halmer

10/2014
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WIEN IM ERSTEN 
WELTKRIEG
WIENMUSEUM

Wir müssen uns dem Urteil 
der Geschichte stellen
Heinz Fischer

Eine 
Zivilisationshaut
Christine Nöstlinger

Direkt die Demokratie erneuern 
– oder eher damit abschaffen?
Daniel Lehner

Ein Grenzgänger des 
20. Jahrhunderts: Leo Kofler
Christoph Jünke

5/2015
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12. WESTLICHT FOTO-AUKTION

Frauenrechte verteidigen – 
365 Tage im Jahr 
Julia Herr 

Bewegung in die 
Arbeitszeitgestaltung
David Mum

Die außenpolitischen Beziehungen 
Kubas im Wandel
Gernot Stimmer

Flüchtlingsfragen
 Caspar Einem

1/2016
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DAS PARADIES 
DER UNTERGANG
HARTMUT SKERBISCH - MEDIENARBEITEN

UNIVERSALMUSEUM JOANNEUM GRAZ

Für Identität, 
gegen Beliebigkeit
Caspar Einem

Wien Freiheitlich – ein 
Szenario der Veränderung
Rudi Schicker

Keine Zeit verlieren, um 
die Sozialdemokratie zu retten
Julia Herr

Neutralität 
systematisch verletzt
Thomas Riegler

6/2015
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PIPILOTTI 
RISTKUNSTHALLE KREMS

Waldheim – 
wie es wirklich war
Interview mit Georg Tidl

Tunesien – Demokratie 
braucht sozialen Fortschritt
Muna Duzdar

100 Jahre 
Josef Hindels
Erwin Lanc

Mauern an den Grenzen führen 
zu Mauern in den Köpfen
Nurten Yılmaz

2/2016
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AUGEN AUF! 
100 JAHRE LEICA FOTOGRAFIE
WestLicht / Ostlicht

Höchste Zeit für 
Schritte nach vorn
Caspar Einem

Das Trennbankensystem 
der USA – eine Alternative?
Josef Falkinger

Busbahnhof, Flughafen 
und Fußball-WM
Bernhard Leubolt

Ist Deutschland das 
bessere Österreich?
Markus Marterbauer

7&8/2015
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HyperAmerika
Kunsthaus Graz

Bildung 
fortschrittlich denken
Gabriele Heinisch-Hosek

Geldregen aus 
dem Helikopter
Elisabeth Blaha

Das Europa 
der Zukunft
Wolfgang Edelmüller

Mindestsicherung – 
nur für InländerInnen?
Marko Miloradović

3/2016
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Tanzt 
den Corbyn!
Ludwig Dvořák

Europe 
no more?
Wolfgang Edelmüller

Britische Gewerkschaften: 
Von Pro-EU zu Pro-Lexit?
Sandra Breiteneder

Recht – 
Familie – Ehe
Helga Hieden-Sommer

9/2015

4,
50

 E
ur

o 
P.

b.
b.

 A
bs

.: 
G

es
el

ls
ch

af
t z

ur
 H

er
au

sg
ab

e 
de

r 
Ze

its
ch

rif
t Z

U
K

U
N

FT
, K

ai
se

re
be

rs
do

rf
er

st
ra

ss
e 

30
5/

3,
 1

11
0 

W
ie

n,
 1

4Z
04

02
22

 M
, N

r. 
9/

20
15

WORLD PRESS 
PHOTO 15 
GALERIE WESTLICHT

Mit den Tabus der 
Linken brechen
Slavoj Žižek

»Dem Terror nicht beugen« – 
das Nittel-Attentat
Thomas Riegler

Aushöhlung von Rechten 
für Flüchtlinge
Leila Hadj-Abdou

Neoliberaler Feldzug auf Gewerk-
schaftsrechte im Schatten der Krise 
W. Greif & S. Breiteneder

4/2016
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 Alles neu!
 100 Jahre  

 Frankfurter 
 Schule

 Museum für 
 angewandte 

 Kunst

Die Quote 
der Glaubwürdigkeit 
Sonja Ablinger 

Debatten um Straßennamen sind auch 
ein demokratiepolitischer Lackmustest 
Interview mit Oliver Rathkolb

Steueroasen: 
Wo Vermögen parken 
Stefan Brocza und Andreas Brocza

Zukunft 
Rauchverbot  
Sabine Oberhauser

11/2014
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JEFF WALL 
KUNSTHAUS BREGENZ

Ein Blick in  
den Spiegel 
Stephan Schimanowa 

Vom System 
zur Alternative 
Max Lercher

Zu Arbeitsbegriff und 
Einkommensunterschieden 
Max Lercher

Das Erste Österreichische 
Universalmietrechtsgesetz 
Ruth Becher

12/2014
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SchauLuSt 
Die eRotiSche 
FotoGRaFie VoN 
aLFoNS WaLDe
Fotomuseum   Westlicht

Neustart für 
Europa? 
Ulrich Brand 

Was will 
SYRIZA?
Euclid Tsakalotos

Zum Kern 
des Problems 
Ludwig Dvořák

Die Entzauberung religiös-politischer 
Parteien in der arabischen Welt
Muna Duzdar

1/2015
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PEGIDA, AfD und die 
politische Kultur in Sachsen 
Michael Lühmann 

Österreichs 
kalte Krieger
Thomas Riegler

Wie die europäische Sozial demokratie 
Griechenland und dabei sich selber helfen kann
Markus Marterbauer

Keine Angst vor 
der eigenen Courage
Muna Duzdar

2/2015
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ROMANE THANA.
ORTE DER ROMA UND SINTI

WIEN MUSEUM

Wird das Bildungsversprechen 
eingelöst? 
Vanessa Kinz, Nikolaus Ecker 
und Senad Lacevic

Oberösterreich 
ist anders
Josef Weidenholzer

Anmerkungen nach 
der Wien-Wahl
Caspar Einem

»Meinen Körper in 
den Kampf werfen«
Thomas Riegler

10/2015
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STEIERMARK IM BLICK 
UNIVERSALMUSEUM JOANNEUM

Steuerreform: Weichen in Richtung 
künftige Kürzungspolitik
Elisabeth Klatzer

Von Wählerparteien zu Kümmerer- 
und Bewegungsparteien?
Jens Gmeiner und Matthias Micus

Wie Griechenland aus der Staatsschulden-
falle befreit werden kann
Wolfgang Edelmüller

3/2015
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DIE ACHZIGER JAHRE
MUSA

Solidarität statt 
Ausgrenzung 
Laura Schoch

EU in 
Auflösung?
Albrecht von Lucke

Argentinische Vergangen-
heitspolitik am Scheideweg
Georg Krizmanics

Zum Erfolg der Programm- 
länder des Euroraums
Elisabeth Blaha

11/2015
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LIEBE IN ZEITEN 
DER REVOLUTION
BANK AUSTRIA KUNSTFORUM WIEN

Was will Varoufakis 
eigentlich?
Philipp Metzger

Wahlen in 
Großbritannien
Armin Puller

Die Vereinbarkeit von 
Islam und Moderne
Muna Duzdar

Budgetziel erreicht, auf die Bekämpfung 
der Rekord arbeitslosigkeit vergessen
Markus Marterbauer

4/2015
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MYTHOS GALIZIEN
WIEN MUSEUM

Hoffnung ist der Treibstoff 
des Fortschritts 
Barbara Blaha

Hillary – 
what else?
Grössing & Brocza

Politische Kommunikation 
im Wiener Jugendwahlkampf
Bernhard Heinzlmaier

Unternehmerstimmung: Nur dunkel-
trüb oder schon blau-schwarz?
Markus Marterbauer

12/2015
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Margot Pilz
Meilensteine 
MUSA

ZUKUNFT ABONNEMENT
Kupon ausschneiden 
& einsenden an:

VA Verlag GmbH
Kaiser-Ebersdorferstraße 305/3
1110 Wien

Ich bestelle  ein ZUKUNFT-Schnupperabo (3 Hefte) um 12,– Euro
  ein ZUKUNFT-Jahresabo (11 Hefte) um 49,– Euro

Name:
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Was vom Tage übrig blieb
Barbara Blaha

Während des Wendens  
ist die Partei verletzlich 
Caspar Einem

Aus Fehlern lernen 
Ludwig Dvořak

Wege aus der Eurokrise
Wolfgang Edelmüller

Der Dritte Weg
Ernst Gehmacher

2/2013

Kunstkammer Wien
KunsThisTorischEs musEum WiEn
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Die EU-Konzessionsrichtlinie
 Alice Wagner

Für eine offensive Wohnpolitik 
Wolfgang Moitzi

Leistbares Wohnen – 
eine Frage sozialer Fairness 

Michael Ludwig

Eurokrise und kein Ende – 
Spanien im freien Fall

Günther Grunert

3/2013

BRIAN 
ADAMS – 
EXPOSED
NRW-FoRuM DüsseLDoRF
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Economic Governance – 
auf dem Weg zu einer »Troika für alle«
Daniel Lehner

Europas Entwicklung 
Oskar Negt

Der Antisemit Karl Renner? 
Ludwig Dvořák

Wohin führt der neue Papst  
seine Kirche?
Adalbert Krims

4/2013

The Real 
eighTies
 Österreichisches Filmmuseum
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Das vermeintlich Unmögliche wagen
Sonja Ablinger

Europas Linke muss jetzt Nein sagen! 
Hilde Mattheis

Wir haben nichts zu fürchten 
als die Furcht selbst 
Robert Misik

Julius Tandler
Herwig Czech

5/2013

Alle MeSCHUGGe?
JüdischEs 
MusEuM WiEn 
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Stadtentwicklung für die Wienerinnen 
und Wiener im 21. Jahrhundert
Rudi Schicker

Stadt fair teilen 
Eva Kail

Mobilität mit Zukunft bringt mehr 
Lebensqualität in die Städte 
Christian Fölzer

Mali: Militarisierung der Sahelzone
Stefan Brocza

6/2013

WIEN 
AUSSEN
EIN FOTOPROJEKT 
VON DIDI SATTMANN 
Wien MuseuM 

ALAÏA. AZZEDINE ALAÏA IM 21. JAHRHUNDERT
NRW-FORUM DÜSSELDORF
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SPÖ-Mission: Selbstbewusst vorwärts!
 Claudia Schmied 

Stagnation der Völkischen? 
Andreas Peham

Ein Volk von Eigentümern? 
Artur Streimelweger

Vom Klubzwang
Ludwig Dvořák

7&8/2013
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ALAÏA. AZZEDINE ALAÏA IM 21. JAHRHUNDERT
NRW-FORUM DÜSSELDORF
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Niedriglohnbeschäftigung 
in Deutschland

 Claudia Weinkopf & Thomas Kalina

Die Troika und der Flächentarifvertrag 
Thorsten Schulten

Kinderkarenz und Wiedereinstieg 
Gerlinde Hauer

Wendezeit des Kapitalismus?
Armin Pullerk

9/2013
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Die SPÖ neu gründen! 
 Albrecht K. Konečný

Ein modernes Strafrecht 
Hannes Jarolim

Rot-Blau ante portas? 
Ludwig Dvořák 

Die EU gemeinsam verteidigen
Caspar Einem

10/2013

KOKOSCHKA 
LeopoLd MuseuM
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Welcher Fortschritt? 
 Barbara Blaha

Vom Elend der 
Politikverdrossenheit
Karl Czasny

Tunesien: Frauenrechte 
müssen verteidigt werden
Muna Duzdar 

Mehr als eine »Neid-Debatte«
Wolfgang Moitzi

11/2013

DIE 70ER JAHRE. 
MUSA
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Die extreme Rechte 
vor der EU-Wahl 
Andreas Peham

Marokko nach 
dem arabischen Frühling
Muna Duzdar

Machtwechsel 
in Norwegen
Jens Gmeiner

Zwischen NSA und 
medialem Widerstand
Anton Tantner

12/2013

Edith tudor-hart
WiEn musEum
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Kritische 
Bestandsaufnahme 
Wolfgang Katzian

Sozialdemokratische Handschrift?
Sonja Ablinger

Das sozialdemokratische Jahrhundert     
hat noch gar nicht begonnen
Hannes Swoboda 

Ägypten: Inmitten der Konterrevolution
Tyma Kraitt

1/2014

DEBORAH SENGL

DIE LETZTEN TAGE  
DER MENSCHHEIT

ESSL MUSEUM

Der Wettbewerbspakt -  
eine Bestandsaufnahme 
Alexandra Strickner

Der Februar 1934 im Spiegel 
der Akten der Bundespolizeidirektion
Florian Wenninger

»Wirklich tüchtige und 
würdige Genossinnen«
Gabriella Hauch 

Mexiko: Dank Freihandel 
ein gescheiterter Staat 
Boris Ginner und Alexander Strobl

2/2014

Unsere 
stadt!
jüdisches MUseUM wien
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Soziale Demokratie  
als ständige Aufgabe   
Emmerich Tálos

Ukraine – zwischen  
Ost und West?   
Christina Plank

Gründe, die völkerrechtliche  
Kirche im politischen Dorf zu lassen   
Stefan Brocza

Irrwege einer historischen 
»Schuldsuche« zum 12. Februar 1934   
Gerhard Botz

4/2014
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BÖSE    DINGE
     HofmobiliEndEpot

Besteuerung  
der Ungleichheit   
Martin Schürz 

Europa am 
Scheideweg   
Eugen Freund

TTIP – eine Gefahr für  
Demokratie und Sozialstaat    
Neva Löw

Budget 2014/2015: Kleineres Übel 
oder Haushalt der vergebenen Chancen?   
Markus Marterbauer

5/2014
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EYES 
WIDE 
OPEN
BANK AUSTRIA 
KUNSTFORUM WIEN

Die Identitären. Jugendbewegung 
der Neuen Rechten  
Offensive gegen Rechts

Schumpeter’sche Innovationen, Struktur
wandel und ungleiche Einkommensverteilung  
Adolf Stepan

Abwanderungsdrohungen als  
Mittel im Klassenkampf
Bettina Csoka, Franz Gall und Michaela Schmidt

Mehr Einbürgerungen für eine starke 
Demokratie
Lena Karasz

6/2014
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VORBILDER
150 JAHRE MAK

Das Ende 
einer Ära  
Thomas Nowotny

Antimuslimischer Rassismus 
als soziales Verhältnis  
Fanny Müller-Uri

Über Sozialdemokratie, 
Europa und Utopien  
Michael Amon

Handel ist der Lebenssaft  
einer freien Gesellschaft  
Stefan Brocza

7– 8/2014
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Die geteilte Hegemonie in 
der EU-Wirtschaftspolitik 
Wolfgang Edelmüller

Otto Neurath – 
ein skeptischer Utopist 
Armin Puller

Jenseits von 
»mitgemeint«  
Stefanie Vasold

Die Rolle der Geldpolitik 
in der Krise 
Irene Mozart

9/2014
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WIEN.blicke
MUSA

Pikettys »Kapital 
im 21. Jahrhundert« 
Philipp Metzger

Die Verselbständigung neoliberaler 
Wirtschaftspolitik in der EU
M. Marterbauer und L. Oberndorfer

Sozialdemokratische Orientier
ungs und Existenzfragen
Ludwig Dvořák et al.

Rekommunalisierung 
wird zum Trend  
B. Hauenschild und S. Halmer

10/2014
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WIEN IM ERSTEN 
WELTKRIEG
WIENMUSEUM

Wir müssen uns dem Urteil 
der Geschichte stellen
Heinz Fischer

Eine 
Zivilisationshaut
Christine Nöstlinger

Direkt die Demokratie erneuern 
– oder eher damit abschaffen?
Daniel Lehner

Ein Grenzgänger des 
20. Jahrhunderts: Leo Kofler
Christoph Jünke

5/2015
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12. WESTLICHT FOTO-AUKTION

Frauenrechte verteidigen – 
365 Tage im Jahr 
Julia Herr 

Bewegung in die 
Arbeitszeitgestaltung
David Mum

Die außenpolitischen Beziehungen 
Kubas im Wandel
Gernot Stimmer

Flüchtlingsfragen
 Caspar Einem

1/2016
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DAS PARADIES 
DER UNTERGANG
HARTMUT SKERBISCH - MEDIENARBEITEN

UNIVERSALMUSEUM JOANNEUM GRAZ

Für Identität, 
gegen Beliebigkeit
Caspar Einem

Wien Freiheitlich – ein 
Szenario der Veränderung
Rudi Schicker

Keine Zeit verlieren, um 
die Sozialdemokratie zu retten
Julia Herr

Neutralität 
systematisch verletzt
Thomas Riegler

6/2015
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PIPILOTTI 
RISTKUNSTHALLE KREMS

Waldheim – 
wie es wirklich war
Interview mit Georg Tidl

Tunesien – Demokratie 
braucht sozialen Fortschritt
Muna Duzdar

100 Jahre 
Josef Hindels
Erwin Lanc

Mauern an den Grenzen führen 
zu Mauern in den Köpfen
Nurten Yılmaz

2/2016
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AUGEN AUF! 
100 JAHRE LEICA FOTOGRAFIE
WestLicht / Ostlicht

Höchste Zeit für 
Schritte nach vorn
Caspar Einem

Das Trennbankensystem 
der USA – eine Alternative?
Josef Falkinger

Busbahnhof, Flughafen 
und Fußball-WM
Bernhard Leubolt

Ist Deutschland das 
bessere Österreich?
Markus Marterbauer

7&8/2015
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HyperAmerika
Kunsthaus Graz

Bildung 
fortschrittlich denken
Gabriele Heinisch-Hosek

Geldregen aus 
dem Helikopter
Elisabeth Blaha

Das Europa 
der Zukunft
Wolfgang Edelmüller

Mindestsicherung – 
nur für InländerInnen?
Marko Miloradović

3/2016
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LE
N
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G

Tanzt 
den Corbyn!
Ludwig Dvořák

Europe 
no more?
Wolfgang Edelmüller

Britische Gewerkschaften: 
Von Pro-EU zu Pro-Lexit?
Sandra Breiteneder

Recht – 
Familie – Ehe
Helga Hieden-Sommer

9/2015
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WORLD PRESS 
PHOTO 15 
GALERIE WESTLICHT

Mit den Tabus der 
Linken brechen
Slavoj Žižek

»Dem Terror nicht beugen« – 
das Nittel-Attentat
Thomas Riegler

Aushöhlung von Rechten 
für Flüchtlinge
Leila Hadj-Abdou

Neoliberaler Feldzug auf Gewerk-
schaftsrechte im Schatten der Krise 
W. Greif & S. Breiteneder

4/2016

4,
50

 E
ur

o 
P.

b.
b.

 A
bs

.: 
G

es
el

ls
ch

af
t z

ur
 H

er
au

sg
ab

e 
de

r 
Ze

its
ch

rif
t Z

U
K

U
N

FT
, K

ai
se

re
be

rs
do

rf
er

st
ra

ss
e 

30
5/

3,
 1

11
0 

W
ie

n,
 1

4Z
04

02
22

 M
, N

r. 
4/

20
16

 Alles neu!
 100 Jahre  

 Frankfurter 
 Schule

 Museum für 
 angewandte 

 Kunst

Die Quote 
der Glaubwürdigkeit 
Sonja Ablinger 

Debatten um Straßennamen sind auch 
ein demokratiepolitischer Lackmustest 
Interview mit Oliver Rathkolb

Steueroasen: 
Wo Vermögen parken 
Stefan Brocza und Andreas Brocza

Zukunft 
Rauchverbot  
Sabine Oberhauser

11/2014
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JEFF WALL 
KUNSTHAUS BREGENZ

Ein Blick in  
den Spiegel 
Stephan Schimanowa 

Vom System 
zur Alternative 
Max Lercher

Zu Arbeitsbegriff und 
Einkommensunterschieden 
Max Lercher

Das Erste Österreichische 
Universalmietrechtsgesetz 
Ruth Becher

12/2014
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SchauLuSt 
Die eRotiSche 
FotoGRaFie VoN 
aLFoNS WaLDe
Fotomuseum   Westlicht

Neustart für 
Europa? 
Ulrich Brand 

Was will 
SYRIZA?
Euclid Tsakalotos

Zum Kern 
des Problems 
Ludwig Dvořák

Die Entzauberung religiös-politischer 
Parteien in der arabischen Welt
Muna Duzdar

1/2015

4,
50

 E
ur

o 
P.

b.
b.

 G
Z 

02
Z0

33
33

8 
M

, V
er

la
gs

po
st

am
t 1

01
0 

W
ie

n,
 N

r. 
1/

20
15

PEGIDA, AfD und die 
politische Kultur in Sachsen 
Michael Lühmann 

Österreichs 
kalte Krieger
Thomas Riegler

Wie die europäische Sozial demokratie 
Griechenland und dabei sich selber helfen kann
Markus Marterbauer

Keine Angst vor 
der eigenen Courage
Muna Duzdar

2/2015
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ROMANE THANA.
ORTE DER ROMA UND SINTI

WIEN MUSEUM

Wird das Bildungsversprechen 
eingelöst? 
Vanessa Kinz, Nikolaus Ecker 
und Senad Lacevic

Oberösterreich 
ist anders
Josef Weidenholzer

Anmerkungen nach 
der Wien-Wahl
Caspar Einem

»Meinen Körper in 
den Kampf werfen«
Thomas Riegler

10/2015

4,
50

 E
ur

o 
P.

b.
b.

 A
bs

.: 
G

es
el

ls
ch

af
t z

ur
 H

er
au

sg
ab

e 
de

r 
Ze

its
ch

rif
t Z

U
K

U
N

FT
, K

ai
se

re
be

rs
do

rf
er

st
ra

ss
e 

30
5/

3,
 1

11
0 

W
ie

n,
 1

4Z
04

02
22

 M
, N

r. 
10

/2
01

5

STEIERMARK IM BLICK 
UNIVERSALMUSEUM JOANNEUM

Steuerreform: Weichen in Richtung 
künftige Kürzungspolitik
Elisabeth Klatzer

Von Wählerparteien zu Kümmerer- 
und Bewegungsparteien?
Jens Gmeiner und Matthias Micus

Wie Griechenland aus der Staatsschulden-
falle befreit werden kann
Wolfgang Edelmüller

3/2015
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DIE ACHZIGER JAHRE
MUSA

Solidarität statt 
Ausgrenzung 
Laura Schoch

EU in 
Auflösung?
Albrecht von Lucke

Argentinische Vergangen-
heitspolitik am Scheideweg
Georg Krizmanics

Zum Erfolg der Programm- 
länder des Euroraums
Elisabeth Blaha

11/2015
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LIEBE IN ZEITEN 
DER REVOLUTION
BANK AUSTRIA KUNSTFORUM WIEN

Was will Varoufakis 
eigentlich?
Philipp Metzger

Wahlen in 
Großbritannien
Armin Puller

Die Vereinbarkeit von 
Islam und Moderne
Muna Duzdar

Budgetziel erreicht, auf die Bekämpfung 
der Rekord arbeitslosigkeit vergessen
Markus Marterbauer

4/2015
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MYTHOS GALIZIEN
WIEN MUSEUM

Hoffnung ist der Treibstoff 
des Fortschritts 
Barbara Blaha

Hillary – 
what else?
Grössing & Brocza

Politische Kommunikation 
im Wiener Jugendwahlkampf
Bernhard Heinzlmaier

Unternehmerstimmung: Nur dunkel-
trüb oder schon blau-schwarz?
Markus Marterbauer

12/2015
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Margot Pilz
Meilensteine 
MUSA


